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Z U R  K R I S E

Die neue N o t v e r o r d n u n g  sagt in ihrer B e­
gründung, daß mit den verkündeten Steuern und 
Einkommensabzügen ,,die Grenze“ erreicht sei. Daß 
die Grenze des M öglichen und Erträglichen in einer Reihe 

von Punkten nicht nur erreicht, sondern vielmehr über­
schritten ist, diese Tatsache kann nicht bestritten werden; 
die tiefe Erregung, die in den w eitesten  Volkskreisen aus­
gelöst wurde, zeigt sich nicht bloß in der Tagespresse und 
in den von einer wachsenden Zahl von Verbänden, Partei­
gruppen usw. gefaßten „E ntschließungen“. Darüber hin­
aus lohten bereits an zahlreichen Ecken des Reiches die 
Flammen der Unruhen drohend auf. Man kann diese Aus­
brüche nicht lediglich erklären als parteipolitische Mache; 
ihr Boden ist die dumpfe V erzweiflung des Heeres von 
über vier Millionen M enschen, die keine Arbeit haben, 
keine Hoffnung sehen, Arbeit zu finden. Und schließ­
lich ist ihnen nicht mit mehr und minder kärglicher 
Unterstützung geholfen, sie wollen Arbeit! Schon vor 
längerer Zeit wurde hier w iederholt die Frage der 
Arbeitslosigkeit als d a s  Problem, als die Schicksalsfrage 
unseres Volkes gekennzeichnet. D ie neue Notverordnung  
hat nun wohl auch den L etzten die Augen geöffnet dar­
über, daß wir am Abgrund stehen, daß das Volk an den 
Rand der V erzweiflung getrieben ist.

Die Schleier sind gefallen, nun sehen auch die K reise, 
die bisher nicht sahen oder nicht sehen w ollten, daß das 
R e p a r a t i o n s p r o h l e m  für Deutschland in erster 
Linie ausschlaggebend ist. Nun muß endlich dieses Pro­
blem, was hier schon lange gefordert wurde, aus den 
parteipolitischen Fesseln gelöst, muß unparteilich zur 
Frage des gesam ten V olkes werden.

Am Rande des Abgrundes ist es noch nicht zu spät, 
wenn wir sehend werden, wenn wir die Fehler erkennen  
und die falschen Straßen, die wir seit der Inflation ge­
gangen sind. Der wirtschaftliche A ufstieg in D eutsch­
land nach Beendigung der Inflation hat zw eifellos erheb­
lich dazu beigetragen, den Schleier vor die nackten T at­
sachen zu ziehen und zu irrtüm lichen Schlüssen geführt. 
Dieser A ufstieg, zu dem später noch eine Ankurbelung 
durch den Streik im englischen Kohlenbergbau kam, war 
eine Scheinkonjunktur. Sie ist erkauft worden durch den 
starken Zufluß ausländischen Kapitals und dadurch, daß 
ein erheblicher Teil der Zahlungen an die R eparations­
gläubiger durch Sachleistungen erfolgte. So wrnrden die 
Reparationen im w esentlichen gar nicht aus Überschüssen  
unserer V olksw irtschaft, sondern aus wachsenden Schulden 
bezahlt. D ie N euregelung der aus dem V ersailler Instru­
m ent hergeleiteten  Zahlungsverpflichtungen durch den 
Y o u n g - P l a n  machte der Illusion ein Ende. Nun 
wurden der deutschen W irtschaft laufend Milliarden ent­
zogen ohne G egenleistungen, wozu noch die Zinsenlast 
für die in der Illusionszeit aufgenom m enen Anleihen  
kam. D iese Summen, nicht aus Überschüssen der V olks­

w irtschaft, die im w esentlichen nur durch Ausfuhr erziel­
bar sind, gewonnen, wurden der W irtschaft entzogen, 
saugten ihr das Blut aus den Adern, sind Ursache der 
wachsenden K apitalknappheit und verhindern die N eu­
bildung von Eigenkapital.

Darüber herrscht heute fast allgemein K larheit, daß 
an der Schwelle der Wandlung der Krise die R e v i s i o n  
d e r  Y o u n g - V e r p f l i c h t u n g e n  steht. Aber da­
mit ist es nicht getan, es muß auch eine W a n d l u n g  
i m  I n n e r n  eintreten, eine Abkehr von m arxistischen  
Dogmen und eine Eindämmung des vielfach ausschlag­
gebenden Einflusses der G ewerkschaften. Es muß sich 
eine Wandlung in der Einstellung der M enschen selbst 
vollziehen; zuerst in ihrem Verhältnis zum Staate, in 
dem nur allzu viele eine Organisation zur Versorgung 
der Volksgenossen sehen oder sehen wollen. D iese falsche 
Einstellung führte zur Vernichtung der Selbstverantw ort­
lichkeit, zum Streben nach einseitiger Stärkung der w irt­
schaftlichen Eigenkraft auf K osten der anderen, und das 
sowohl beim  einzelnen V olksgenossen als bei den ver­
schiedensten K örperschaften, Verbänden, K artellen usw., 
mit denen wir in Deutschland reich gesegnet sind. Die 
m aterialistische Einstellung hat alle Kreise unseres V olks­
körpers ergriffen und ist in allen Dingen ausschlaggebend 
geworden. Der „D ienst am V olke“, das leidenschaftliche 
Einsetzen für eine Idee, die selbstlose Arbeit für die A ll­
gem einheit, sie stehen niedriger im Kurse als die A ktien  
der deutschen Industrie.

Eine W a n d l u n g  i m  G e i s t e  muß einsetzen. Zu­
erst bei den führenden Schichten. Dazu ist zu rechnen  
auch vor allem jene, die man heute als „U nternehm er“ 
bezeichnet. N och immer hat das B eispiel Überzeugungs­
kraft und löst Nachfolge aus. Von hier aus muß die 
Gesundung angebahnt werden, muß die Klassenzersetzung  
und K lassenkluft überwunden werden und der Gem ein­
schaftsarbeit am W erke in geistiger Verbundenheit an 
Stelle der heute vorhandenen m echanischen Gebunden­
heit weichen. Der W iedererweckung und Neubelehung  
der im D eutschen noch lange nicht gänzlich verschütteten  
s i t t l i c h e n  K r ä f t e  gilt die Aufgabe.

D ie deutschen A k a d e m i k e r ,  von je H üter des 
heiligen Feuers der idealen B egeisterung, müssen sich 
auf ihre historische Mission besinnen, samt und sonders, 
aber die t e c h n i s c h e n  A k a d e m i k e r  in der 
vordersten Front. Man hüte sich vor dem Glauben, daß 
die w irtschaftliche Ratio das A und 0  sei, daß aus der 
W irtschaft allein uns B efreiung erblühen könne. Man 
hüte sich aber auch, den a k a d e m i s c h e n  L e b e n s ­
r a u m  im mer w eiter zu beschneiden und damit die 
geistigen K räfte zu zerstören, von denen uns die bessere 
Zukunft vorbereitet werden soll.

D ie Uhr zeigt auf Zwölf. Wenn noch R ettung vor 
furchtbarem Zusammenbruch kom m en soll, so ist letzte  
kurze Frist zur Besinnung gegeben.
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V O N  D E R  N O T V E R O R D N U N G

(„ Z w e ite V e r o r d n u n g  d e s  R e ic h s p r ä s id e n te n  z u r S ic h e r u n g  v o n  W ir tsc h a ft  u n d  F in a n z e n . V o m  5 . Ju n i 1 9 3 1 ." )

Die neue (zw eite) N otverordnung1 besteht aus sieben  
Teilen. Aus den Bestim m ungen sollen diejenigen  
hier dargelegt wrerden, die den K reis unserer Mit­
glieder im w esentlichsten berühren. Dazu ist allerdings 

zu sagen, daß jederm ann von allen Bestim m ungen dieser 
Verordnung in kurzer Zeit recht fühlbar K enntnis nehmen  
wird, da die Auswirkung dieser Verordnung auf unsere 
gesam te V olksw irtschaft eine im einzelnen noch gar nicht 
zu übersehende sein dürfte. Soviel aber steht schon fest, 
daß diese Verordnung nicht die W irtschaft und nicht die 
Finanzen (des Staates) „sichert“ ; das wrird sehr bald 
offenbar werden.

I
Der e r s t e  T e i l  beschäftigt sich mit der Änderung 

der ersten N otverordnung (vom 1. D ezem ber 1930), und 
zwar mit der Tabaksteuer, der Steuervereinheitlichung, 
der B ürgersteuer und der K rankenfürsorge.

Hier ist die neue Bestim m ung über die K r a n k e n -  
f ü r s o r g e  zu beachten, w elche alle der Kranken­
versicherung unterw orfenen D ienstnehm er berührt. Die 
Verordnung bestim m t, daß dem § 616 des Bürgerlichen  
Gesetzbuches folgendes angefügt wird:

„D er Anspruch eines A ngestellten  auf Vergütung 
kann für den K rankheitsfall nicht durch Vertrag 
ausgeschlossen oder beschränkt werden. H ierbei gilt 
als verhältnism äßig nicht erheblich eine Zeit von 
sechs W ochen, wenn nicht durch Tarifvertrag eine 
andere Dauer bestim m t ist.“

D iese Bestim m ung bezieht sich hauptsächlich auf 
D ienstverträge, deren Rechtsgrundlage auf dem BGB. 
beruht. § 616 BGB. bestim m t, daß der D ienstnehm er  
der ihm aus seinem  Vertrag zustehenden Vergütung (Ge­
halt usw.) nicht verlustig geht, wenn „er für eine ver­
hältnism äßig nicht erhebliche Zeit durch einen in seiner 
Person liegenden Grund ohne sein Verschulden an der 
D ienstleistung verhindert w ird“. Er muß sich aber auf 
diese Vergütung den Betrag anrechnen lassen, der ihm  
von der K rankenversicherung oder U nfallversicherung für 
diese Zeit bezahlt wird, sofern er auf Grund gesetzlicher 
Verpflichtung versichert ist. D ie neue Bestim m ung, nach 
der auch der D ienstnehm er Anspruch auf W eiterzahlung 
des Gehaltes usw. für sechs W ochen hat, gilt aber nicht 
für V erträge, die vor dem 6. Juni 1930 abgeschlossen sind.

II
E inschneidende Bestim m ungen bringt der mit „Siche­

rung des H aushaltes“ bezeichnete z w e i t e  T e i l  der 
Verordnung.

Zunächst in K apitel I die G e h a l t s k ü r z u n g  vom
1. Juli 1931 ab, die sich auf die Reichsbeam ten, die Sol­
daten, die W artegeld- und R uhegeldem pfänger, die H inter­
bliebenen sow ie auf die ehem aligen A ngestellten und 
A rbeiter und ihre H interbliebenen (einschließlich R eichs­
post) erstrecken. D ie Kürzung wird dabei von den ur­
sprünglichen ungekürzten Bezügen berechnet. Den B e­
am ten sind die A ngestellten  im R eichsdienst und bei der 
R eichspost hinsichtlich der Höhe der Kürzung gleich­
gestellt. D iese Kürzungssätze betragen bei der „Sonder­
klasse“ und „Ortsklasse A “ bei einem  Jahreseinkom m en

bis 3 000 RM ......................  4%
für über 3 000 bis 6 000 RM ......................  5 %
für über 6 000 bis 12 000 RM ....................... 6%
für über 12 000 RM ......................   7%

Die H undertsätze erhöhen sich um je 1 % für die „Orts­
klassen“ B, C und D.

1 Veröffentlicht im „Reichsgesetzbl.“,Teil I,Nr. 22 v. 6. Juni 1931

D er Kinderzuschlag wird neu festgesetzt, und zwar 
m onatlich für das

1. Kind   10 RM
2. Kind ........................... 20 RM
3. Kind ........................... 20 RM
4. Kind ........................... 25 RM
5. Kind usw. je . . . .  30 RM 

Bisher betrug der K inderzuschlag 20 RM je Kind.
B e i s p i e l  : B eam ter, verheiratet, zw ei Kinder, Be­

soldungsgruppe 2a, Ortsklasse A.
Einkom m en 6600 RM
Kürzung: für 3000 RM 4% ..............  120 RM

für......... 3000 RM 5%  ..............  150 RM
für 600 RM 6% ..................  . . 36 RM

Zusammen ............  306 RM
Kinderzuschlag bisher 480 RM, jetzt

360 RM, also K ü r z u n g ........................... 120 RM
Gesamtkürzung ............  426 RM

Das ist eine Gesam tkürzung von rund 6% . W ohlgem erkt, 
diese Kürzung erfolgt unbeschadet der durch die erste 
Verordnung vom 1. D ezem ber 1930 erfolgten  G ehalts­
kürzung.

III
Der d r i t t e  T e i l  der Verordnung beschäftigt sich 

mit der „A rbeitslosenhilfe“ und enthält in K apitel III 
die für alle D ienstnehm er w ichtige K r i s e n s t e u e r.

D ie Verordnung bestim m t, daß diese K risensteuer für 
die Rechnungsjahre 1931 und 1932 erhoben wird, und 
zwar von den „Lohn- und G ehaltsem pfängern“ sow ie den 
„veranlagten Einkom m ensteuerpflichtigen“ . Erstere w er­
den insow eit herangezogen, als sie dem Steuerabzug vom  
A rbeitslohn unterliegen; berechnet wird die Steuer vom  
Bruttoarbeitslohn, d. h. die steuerfreien  B eträge dürfen  
bei der Berechnung nicht in Abzug gebracht werden. Die 
Steuer wird vom D ienstgeber einbehalten und abgeführt. 
Sie beträgt:

a) von den laufenden Einnahm en (Lohn, Gehalt) bei 
M onatseinnahmen

bis 300 R M ............................ 1,0%
über 300 bis 400 R M .........................  1,5 %
über 400 bis 500 R M .........................  2,0%
über 500 bis 600 R M .........................  2,5%
über 600 bis 700 R M .........................  3.0%
über 700 bis 1000 R M .........................  3,5%
über 1000 bis 1500 R M .........................  4,0%
über 1500 bis 3000 R M .........................  4,5%
über 3000 R M ............................................. 5.0 %

b) von einm aligen Einnahm en (Tantiem en, G ratifikatio­
nen u. ä.), gewährt in der Zeit vom  30. Juni 1931 bis
1. Januar 1933: bei Gesam tbetrag in dieser Zeit

bis 1000 R M ............................ 1,5%
über 1000 bis 3000 R M ...........................  3,5 %
über 3000 R M .............................................  5,0%

B e i s p i e l :  D ienstnehm er mit 700 RM M onatsgehalt, 
der in der Zeit vom 30. Juni 1931 bis 1. Januar 1933 
gesam t 2000 RM Gratifikation bzw. T antiem e erhielt:

a) Steuer für
300 RM 1,0% ....................................... 3,—  RM
300 bis 400 RM 1,5% ..................... 1,50 RM
400 bis 500 RM 2,0%  .....................  2,—  RM
500 bis 600 RM 2,5%  ..................... 2,50 RM
600 bis 700 RM 3.0 % ................... . 3,—  RM

m onatlich gesamt ............ 12,—- RM
b) Steuer für

1000 RM 1,5% ..................................... 15,—  RM
1000 RM 3,5 % ................... . . . 35,—  RM

einm alig gesam t ............ 50,—  RM
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Die K r i s e n s t e u e r  d e r  V e r a n l a g t e n  wird 
berechnet vom Einkommen nach Abzug des steuerfreien  
Einkom m enteiles, aber ohne Abzug der Fam ilienerm äßi­
gungen. D iese Steuer wird für 1931 mit 50% , für 1932 
mit 100%  erhoben und beträgt bei Jahreseinkom m en

bis 3 600 R M  0,75%
3 600 bis 6 000 R M . . . .  1,00%
6 000 bis 20 000 R M  1,50%

20 000 bis 100 000 R M  2,00 %
100 000 bis 250 000 R M . . . .  2,50 %
250 000 bis 500 000 R M . . . .  3,00 %
500 000 bis 1 000 000 R M . . . .  3,50 %
000 000 R M .....................................4.00%

IV
D ie übrigen Bestim m ungen der Verordnung beschäf­

tigen sich mit Zöllen, m ittelbaren Steuern, den W ohl­
fahrtslasten der Gem einden, den sozialen Versicherungen, 
der W ohnungswirtschaft usw. Sie sind so umfangreich, 
daß sie sich der Erörterung im einzelnen hier entziehen  
(beansprucht doch die V eröffentlichung der Verordnung  
36 Druckseiten!).

Das Schicksal der Verordnung ist heftig  um stritten; sie 
ist Gegenstand der Erörterung aller politischen Parteien. 
Es bleibt abzuwarten, ob sie noch eine Änderung erfährt. 
Man wird aber gut daran tun, mit ihrer w eiteren Geltung 
in den w esentlichen Punkten zu rechnen.

über 
über 
über 
über 
über 
über 
über 1

‘D ip l./Jng . P au l v . SCHILDT, B erlin :

G E O R G E  S T E P H E N S O N
Zum  G e d e n k e n  a n  s e in e n  G e b u r t s ta g  a m  8 . Ju n i 1781

Als am 12. August 1848 der 67jährige George Ste­
phenson auf seinem  Herrensitz „Tapton-H ouse“ in 
der Nähe von Chesterfield für immer die Augen  
schloß, da war das Leben eines Mannes ausgelebt, dessen 

Wirken und Schaffen für die technische und damit w irt­
schaftlich-kulturelle Entwicklung im Laufe des vorigen  
Jahrhunderts von ungeheurer-, wenn nicht gar entschei­
dender Bedeutung war. Ein Leben, reich an Käm pfen, 
W iderwärtigkeiten und Hindernissen, reich an Arbeit und 
Erfolg, aufgebaut auf eiserner Energie, unersättlichem  
Wissensdurst, genialem W eitblick und der schöpferischen  
Fähigkeit, das Erbe seiner Vorfahren und Zeitgenossen  
der damaligen Technik mit starker Hand zu verwalten, 
weiter auszubauen und dessen vielhundertfältigen Ertrag 
seiner Nation, seiner Rasse und schließlich der ganzen 
Welt zu vermitteln.

Um die Größe und den W ert dieses Mannes in vollem  
Umfange bewerten zu können, seien zunächst die Verhält­
nisse und Umstände geschildert, w elche seine Jugend be­
einflußten.

George Stephenson war das zw eite von sechs Kindern 
eines Bergarbeiters in dem D orfe Wylam nahe der alten  
Römerfeste N ew castle on Tyne. Sein Vater war nicht 
in der Lage, dem Sohn auch nur die geringste Schul­
bildung angedeihen zu lassen. Sein stetiger LImgang nur 
mit Bergarbeitern und seine Tätigkeit im Bergwerks­
betrieb waren auch nicht dazu angetan, seinen Geist 
zu wecken, geschw eige denn zu fördern. Dagegen lernte 
er schon früh die Gefahren des Bergwerkes und deren 
Auswirkung kennen. Er erlebte selbst mehrere Gruben­
unglücke, bei denen der Tod eine schreckliche Ernte hielt, 
sein Vater wurde durch ausström enden Dam pf geblendet, 
Freunde und A rbeitsgenossen kamen ums Leben. W elche 
Spannkraft muß in diesem  Manne geschlummert haben, 
daß er sich trotz dieser ungünstigen Eindrücke bem ühte, 
den einmal erwachten Geist w eiterzubilden. Seine ersten  
Anregungen erhielt er aus seiner nächsten Umgebung, 
dem Bergwerk und den M aschinen, Pumpen usw., aber 
auch —  und das ist nicht zu unterschätzen ■—  von den 
Taten eines Mannes, der damals ganz Europa in Atem  
hielt: von Napoleon. D essen jäher A ufstieg ließ in
Stephenson die Überlegung reifen: W enn ein gewöhn­
licher Leutnant in w enigen Jahren ein siegreicher H eer­
führer werden kann, warum soll es dann einem  M aschinen­
aufseher, der er damals war, nicht auch gelingen, die 
Schar seiner A rbeitsgenossen w eit zu überragen? Solche 
und ähnliche M editationen wurden außerdem in günstiger 
W eise beeinflußt durch den Ruhm eines anderen Großen 
seiner Zeit: James W a t t ,  dessen Erzeugnisse er zu be­
treuen hatte.

Und so wurde in Stephenson der Ehrgeiz geweckt und 
derart genährt, daß er nur das eine Ziel kannte: sich

den anderen überlegen zu zeigen. Mit 18 Jahren lernte 
er lesen, schreiben und rechnen usw. Nun war er in der 
Lage, seinen Geist durch Bücher weiterzubilden. Daneben 
vernachlässigte er natürlich nicht seine Arbeit und schritt 
—  im kleinen —  von Stufe zu Stufe. Mit 14 Jahren war 
er noch H eizergehilfe bei seinem  Vater, vier Jahre später 
hatte er es bereits zu einem A ufsichtsposten an einer 
W asserhebemaschine gebracht, und 21jährig stand er gar 
an einer wichtigen Stelle der Grube, an der Bremse der 
Fördermaschine. Hier verdiente er bereits 20 M pro 
W oche, wodurch ihm Ersparnisse möglich waren. In diese 
Zeit fallen seine ersten praktischen Versuche in Gestalt 
von Modellen. Seine erwachenden Fähigkeiten versuchten  
sich an allerlei Nebenbeschäftigungen, sei es das Besohlen  
von Schuhen oder die Ausbesserung von Uhren. Eine 
erheblich bessere Ausnutzung seines Könnens wurde ihm  
aber erst drei Jahre später möglich, als er —  24jährig —  
auf der Grube Killingworth M aschinenaufseher wurde. 
Nun war sein Traum W irklichkeit geworden, da er eine 
der Dampfmaschinen der Firma Boulton und W att/Sohn  
zu warten bekam. Das war im Jahre 1805.

Schon bald zeigte sich seine Eignung und schöpferische 
Begabung. Stephenson verbesserte verschiedene Maschi­
nen, woraus sich für die Grubenbesitzer Ersparnisse er­
gaben. Seine erste Belohnung von 200 M erhielt er z. B. 
dafür, daß er eine gewöhnliche atmosphärische M aschine, 
welche versagte, durch Verdoppelung des Dam pfdruckes 
brauchbar machte. —  Aber all diese kleinen Erfolge ge­
nügten Stephenson nicht, er w ollte viel, v iel höher hin­
aus, seine Pläne trugen ihn bedeutend weiter.

Ehe wir aber auf sein eigentliches Lebenswerk, die 
Eisenbahnlokom otive, eingehen, sei vorerst die Frage kurz 
erörtert: „Was war bis dabin auf diesem  Gebiet geleistet 
w orden?“ In diesem Zusammenhang interessiert also in 
erster Linie die Entwicklung der Dampfmaschine und 
ihre bisherige Verwendung. Da ist nun erstaunlicher­
w eise festzustellen, daß die von James Watt erfundene 
Dampfmaschine bereits des öfteren zu Beförderungs­
zw ecken benutzt wurde bzw. benutzt werden sollte in 
der Form von Dampfwagen, Straßenlokom otiven oder 
dergleichen. Schon im Jahre 1769 baute der Franzose 
A r g n o t  einen solchen Dampfwagen, welcher sich jedoch  
wegen seiner U nhandlichkeit nicht durchsetzte. In der 
F olgezeit, d. h. Ende des 18. Jahrhunderts und um die 
Jahrhundertwende arbeiteten verschiedene Erfinder an 
einer brauchbaren D am pflokom otive, wie Murdock, 
Blenkinsop, Brunton. All diesen Männern blieb der 
Enderfolg versagt. Erst 1801 gelang es Trevithick, eine  
brauchbare Straßenlokom otive zu bauen, der im Jahre 
1803 die erste Schienenlokom otive folgte. D iese hatte 
e i n e n  Kolben. Der Antrieb erfolgte über vier Zahn­
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räder. E ine im Jahre 1808 gebaute L okom otive erhielt 
ihre Treibkraft von der P leuelstange unm ittelbar auf die 
Treibachse. D iese L okom otive ist also im Prinzip das 
Vorbild unserer heutigen Lokom otiven.

Trevithick unterließ es jedoch, den einm al beschrittenen  
W eg w eiterzugehen, gleichzeitig entm utigt durch Miß­
erfolge beruflicher Natur, und wandte sich anderen  
A rbeiten zu.

E inige Jahre später —  1812 —  führte der englische 
Ingenieur H edley der Ö ffentlichkeit eine L okom otive vor, 
w elche wir unter dem N am en „Puffing B illy“ kennen. 
D iese „W anderdam pfm aschine“, wie sie damals genannt 
wurde, fuhr ursprünglich auf vier, später auf acht Rädern. 
D ie konstruktive A nlehnung an die erste Trevithicksche  
L okom otive war an dem ebenfalls über Zahnräder er­
folgenden A ntrieb erkennbar. Auch dieser Lokom otive  
war kein  allzulanges Leben beschieden.

Kehren wir nun zu Stephenson zurück, w elcher, w ie  
bereits obenerwähnt, vom  Jahre 1805 ab M aschinen­
m eister der Grube K illingw orth war. In all den Jahren, 
während derer Trevithick, Hedley und Blenkinsop die 
Ö ffentlichkeit für ihre D am pflokom otiven interessierten, 
beschäftigte sich Stephenson im stillen, dafür aber um  
so intensiver mit dieser neuen Errungenschaft. Am 2. Sep­
tem ber 1815 hatte er das erstem al G elegenheit, der V or­
führung einer B lenkinsop-Lokom otive auf der Schienen­
bahn von K enton nach Coxlodge beizuwohnen. D ieses 
Erlebnis kann man wohl als einen W endepunkt im Leben  
Stephensons ansehen. Denn hier reifte in ihm der lang­
gehegte Entschluß, seine bei der Verbesserung von D am pf­
maschinen gezeigten Lähigkeiten auf den Lokom otivbau  
zu übertragen.

Man kann nun nicht etwa sagen, daß Stephenson durch 
die Erfolge bzw. M ißerfolge seiner Vorgänger irgendwie 
hätte erm utigt w erden können. Im G egenteil! A lle bis­
herigen Lokom otiven hatten ein mehr oder w eniger un­
natürliches, zum m indesten aber unrühm liches Ende ge­
funden.

Trotzdem  —• oder vielleicht auch gerade deswegen  
hatte Stephenson das V ertrauen zu sich selbst, seinen  
Landsleuten zu zeigen, daß er was konnte. H ierbei war 
er vom Glück begünstigt. Denn einer der H auptaktionäre 
der K illingw orther Gruben war ihm in Anerkennung  
seiner bisherigen kleinen Erfolge sehr wohl gesonnen. 
Lord Ravensworth, w ie Stephensons hochm ögender 
Gönner hieß, stellte  diesem  die erforderlichen Gelder 
zur V erfügung. So war Stephenson in der Lage, seine 
e r s t e  L okom otive zu bauen, w elche am 25. Juli 1814  
in D ienst gestellt wurde. Aus technischer P ietät ver­
lohnt es sich wohl, auf diese erste Schöpfung Stephensons 
im  einzelnen einzugehen. D er K essel hatte eine Länge 
von 2,40 m und einen D urchm esser von 863 mm. Es 
waren zw ei Zylinder vorgesehen von 610 bzw. 203 mm 
Durchm esser. Auch hier war die A nlehnung an bekannte  
B eisp iele unverkennbar. Denn der A ntrieb erfolgte über 
Zahnräder. Zur Beheizung diente e i n  Llammrohr von  
500 mm D urchm esser, der A uspuff wurde von den 
Zylindern unm ittelbar ins Lreie geleitet. D iese Anordnung  
verursachte ein derartiges Zischen und Sprühen, daß Tiere 
scheu wurden. Schließlich beschäftigte sich sogar das 
englische Parlam ent m it diesem  Ü belstand, und beinahe 
wäre Stephenson ein W eiterarbeiten durch eine Parla­
m entsakte unm öglich gem acht worden, wenn er nicht im  
letzten  A ugenblick einen Ausweg erfunden hätte. Er 
le itete  näm lich den Abdampf durch den Schornstein ins 
Lreie. Mit dieser von oben erzwungenen Verbesserung 
schlug er gleich zwei P liegen mit einer Klappe: einer­
seits wurde der A uspufflärm  unschädlich gemacht, an­
dererseits schuf er eines der w ichtigsten E lem ente des 
Lokom otivbaues, das Blasrohr zur Lieferung künstlichen  
Zuges für die Peuerung. Auch auf Stoßdäm pfung war 
Stephenson bedacht. H ierfür schuf er eine höchst sinn­
reiche Einrichtung. An Stelle der Ledern, die es damals 
mangels geeigneten  M aterials noch nicht gab, verw andte

er kleine Dam pfkolben, w elche zw ischen K essel und 
Achsen angebracht wurden. D och hat sich diese E in­
richtung nicht bewährt. A lles in allem  kann man fest­
stellen, daß Stephensons erste L okom otive noch nicht die 
Höhe der Trevithickschen Lokom otive von 1808 erreicht 
hatte.

Einen gew altigen L ortschritt ste llte  jedoch seine 
z w e i t e  L okom otive im Jahre 1815 dar. D er Antrieb  
wurde von den Zylindern über P leuelstangen und Kurbeln  
unm ittelbar auf die Räder gele itet, also ohne Zahnräder. 
D ie nicht angetriebenen Räder wurden mit den Treib­
rädern durch K uppelstangen verbunden. A uch diese 
Lokom otive wurde mit einem  Blasrohr ausgerüstet. Und 
damit hatte Stephenson die bisherigen L eistungen seiner 
Vorgänger im Lokom otivbau überboten.

D ie d r i t t e  Lokom otive im Jahre 1816 wurde ur­
sprünglich w ieder mit den obenerw ähnten D am pfpuffern  
versehen. D och bald darauf konnte sie mit Tragfedern  
ausgerüstet werden, da es der dam aligen Technik m ittler­
w eile gelungen war, kräftige und doch elastische Ledern 
zu bauen.

A lle diese A rbeiten kam en in erster Linie der Killing- 
worth-Grube zustatten , deren L örderwesen er nach und 
nach zu einem  M usterbetrieb ausbaute. D azu gehörte 
auch die Verbesserung des Schienenw eges, w elcher bis 
dahin aus rund 1 m langen Schienen bestand. Zunächst 
baute er längere Schienen, alsdann verband er diese nicht 
mehr mit dem bisherigen —  und übrigens auch heute 
w ieder m eist üblichen —  Stum pfstoß, sondern m it Ü ber­
lappungsstoß, d. h. der Schienenstoß hatte, von oben ge­
sehen, die Porm eines langgestreckten  S.

Es ist nun verständlich, daß man in w eiten  K reisen  auf 
das K önnen Stephensons aufm erksam  gew orden war, so 
insbesondere die Besitzer des benachbarten H etton- 
Kohlenbergwerks. V on diesen erhielt er 1819 seinen  
ersten größeren A uftrag, näm lich den Ausbau der b e­
stehenden Kohlenbahn von den H etton-Z echen zu den 
V erladestellen am Wearfluß nahe Sunderland zu einer  
Lokomotivbahn. D ieses A uftrages sam t den zugehörigen  
V erm essungsarbeiten entled igte er sich in drei Jahren, 
und als am 18. N ovem ber 1822 die m odernisierte H etton- 
Bahn voll in Betrieb genom m en wurde, da wurde der 
gesam te Pörderbetrieb von fünf Stück L okom otiven be­
wältigt, deren jede 17 K ohlenwagen mit 6.5 km  Stunden­
geschw indigkeit beförderte. D iese einschneidende Ver­
besserung des K ohlentransportes m achte sich in Bälde 
für die Grubenbesitzer in günstigster, näm lich in finan­
zieller Beziehung, angenehm  bemerkbar.

Wir wissen wohl alle, daß bei v ielen  U nternehm ungen  
die R entabilität eine Präge bzw. F unktion der vor­
handenen Transportm öglichkeit ist. So ist es heute, so 
war es auch damals in dem an Steinkohlen so reichen 
England. D ie A usbeutung vieler K ohlenlager scheiterte 
daran, daß deren B odenschätze nicht abtransportiert 
werden konnten. So war z. B. in der G rafschaft Durliam  
das Bishop-Auckland-Tal mit riesigen Kohlenvorkom m en, 
deren Gewinnung w egen der fehlenden Transportm öglich- 
keit vereitelt war. U nter diesen V erhältnissen nimmt es 
nicht wunder, daß von den diesbezüglich interessierten  
Kreisen die Entw icklung des neuen V erkehrsm ittels mit 
regster A nteilnahm e verfolgt wurde. Versprach man sich 
doch von einer A usnutzung dieser jüngsten technischen  
Errungenschaft endlich eine gew innbringende A usbeutung 
der B odenschätze in der G rafschaft Durham. Und so 
bildete sich ein K onsortium  unter der Führung von 
Edward Pease in D arlington zw ecks Anlage einer Förder­
bahn.

Von diesen Plänen erfuhr Stephenson. Er setzte  sich 
sofort mit Pease in Verbindung, w elcher nach K illina- 
worth kam und sich persönlich davon überzeugen konnte, 
daß Stephenson für ihn der geeignete Mann sei. Pease  
setzte es bei seiner G esellschaft durch, daß Stephenson  
mit der Verm essung und dem Bau der geplanten Bahn 
Stockton— D arlington betraut wurde. Zuerst war eine
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Pferdebahn beabsichtigt, doch Stephenson erreichte es, 
daß man sich schließlich für eine Lokom otivbahn ent­
schloß.

Am 23. Mai 1822 wurde mit dem Bau begonnen. Die 
behördliche Konzession zur Betreibung der Strecke mit 
Dam pflokom otiven wurde im nächsten Jahre erteilt. Dar­
aufhin gründete Stephenson mit Pease in N ew castle die 
e r s t e  L o k o m o t i v f a b r i k ,  w elche selbstverständ­
lich klein anfing, von der aber niemand ahnte, zu welchem  
R iesenunternehm en sie sich auswachsen würde. Der erste 
Auftrag für die junge Firma bestand in drei Lokom otiven  
für die im Bau befindliche Bahn.

Es wurde allenthalben fieberhaft gearbeitet, so daß die 
Bahn am 27. Septem ber 1825 eröffnet werden konnte, 
bestaunt und bewundert von jung und alt, die von fern  
und nah herbeigeström t waren, um dem denkwürdigen  
Ereignis beizuwohnen. Es liefen  Lokom otiven bewährter 
Stephensonscher Bauart. Die erste der drei Lokom otiven  
wurde „Locom otion‘‘ getauft. H eute steht sie als ehr­
würdiges Denkmal auf dem Bahnhof Darlington. Zeugnis 
abzulegen von dem K önnen eines der Größten seiner Zeit, 
dem aber seine schw ierigste A rbeit noch bevorstand, und 
das war der Bau der Bahn von Liverpool nach Manchester.

Diese beiden Städte waren durch einen Kanal m itein­
ander verbunden, welcher den außerordentlich lebhaften  
Verkehr zwischen Liverpool und M anchester zu bewältigen  
hatte. Eigentlich genügte seine Kapazität infolge des 
ständig anwachsenden Verkehrs schon längst nicht mehr. 
Doch was w ollten die V erfrachter machen? Sie waren 
darauf angewiesen. Und aus dieser M onopolstellung der 
Kanalverwaltung erwuchsen allmählich unhaltbare Zu­
stände. Es ist daher wohl verständlich, daß die betrof­
fenen Geschäftsleute auf A bhilfe sannen, etwa durch den 
Bau einer Spurbahn zwischen M anchester und Liverpool. 
In diese Zeit fielen die ersten Versuche und Erfolge 
Stephensons auf dem Gebiete des Eisenbahnbaues. Die 
Selbsthilfepläne der V erfrachter nahmen immer greif­
barere Formen an, und schließlich wandte man sich an 
Stephenson, von dessen Können man H ilfe erhoffte. Und 
man sollte nicht vergebens gehofft haben. Bis es aber 
so weit war, m ußten noch ungeheure Schwierigkeiten  
überwunden werden, zurückzuführen in erster Linie auf 
die Kanalverwaltung, welche ihre M onopolstellung wanken 
und ihre Felle wegschwim m en sah. Mit aller Energie und 
mit Mitteln, w elche zum Teil längst nicht als einwand­
frei angesehen waren, versuchten die Kanaleigentüm er, 
den Bau des Konkurrenzunternehm ens zu hintertreiben. 
In Schrift und W ort wurde auf beiden Seiten heftig ge­
kämpft. N achteilig für den geplanten Bahnbau war vor 
allem die Tatsache, daß sich angesehene Ingenieure, die 
aber keine Ahnung von Eisenbahnbau hatten, sich da­
gegen aussprachen.

Aber ungeachtet all der gegnerischen Anfechtungen  
wurde im Jahre 1825 —  noch vor Eröffnung der Bahn 
Stockton— Darlington —  die Bauerlaubnis beim Eng­
lischen Unterhaus beantragt. D ie G egenseite erzwang 
jedoch die Einsetzung eines Ausschusses, dem Stephenson 
erst beweisen sollte, daß seine Pläne Hand und Fuß 
hatten und überhaupt durchführbar wären. Stephensons 
Stand war ein denkbar ungünstiger. Denn er sah sich 
einem Gremium gegenüber, welches man keinesfalls als 
vollkom m en neutral bezeichnen konnte, welches aber 
auch über keinerlei Sachkenntnisse verfügte und auch 
gar nicht verfügen konnte. Und diesen Männern sollte  
Stephenson, der w ie viele Geistesgrößen im Reden arg 
ungewandt war und dazu noch einen schweren Land­
dialekt sprach —- diesen Männern sollte er beibringen, 
daß die Anwürfe der Gegner vollkom m en haltlos seien?  
Aber er mußte es, w ollte er nicht unterliegen. Als 
A ktivum  konnte er für sich buchen seine ungeheure 
Energie und Hartnäckigkeit, aber auch seine bisherigen  
E rfolge. Und so käm pfte er sich, einer gegen alle, 
Schritt für Schritt w eiter. Aber seine Gegner ließen auch

nicht locker. Mit allen m öglichen und unmöglichen  
Zwischenfragen suchten sie seine P osition  zu erschüttern. 
„Nehm en Sie z. B. an, M ister Stephenson, ein Zug braust 
heran, und eine Kuh grast zw ischen den Schienen. Wäre 
das nicht sehr bedenklich?“ „Aber sehr“, m einte Stephen­
son, „und zwar für die Kuh.“ Ein anderer m einte, ob es 
für die Tiere keine Beunruhigung gäbe, wenn die Lokom o­
tive mit rotglühendem  Schornstein vorbeifahre? Stephen­
son sagte: „Warum denn? W oher sollen die Tiere wissen, 
daß der Schornstein nicht etwa rot angemalt ist?“ Aber 
damit nicht genug, wurde Stephenson mit Spott und Holm  
übergossen, daß er schließlich selbst nicht mehr aus noch  
ein wußte. Jedenfalls gelang es den Bahngegnern, die 
Eingabe zu Fall zu bringen. Eine zw eite Vorlage, diplo­
matisch vorbereitet, wurde eingebracht, gelangte bis zum  
Oberhaus und kam durch.

Der Bahnbau, zu dem die Verm essungsarbeiten bereits 
erledigt waren, wurde unter der Oberleitung Stephensons 
sofort in A ngriff genommen, und zwar gleich an der 
schwierigsten Stelle, einem  Moor, welches zu überqueren  
war. Beinahe wäre der ganze Bau hieran gescheitert, 
denn das Moor schien grundlos. W ochen-, monatelang 
versuchte man vergebens, festen  Fuß zu fassen. A lles 
verzw eifelte, nur Stephenson gab den Mut nicht auf. Und 
schließlich gelang es. An w eiteren K unstbauten wies die 
rund 50 km lange Bahn einen Tunnel von 2,5 km Länge, 
einen 3 km langen, bis zu 30 m tiefen  Einschnitt und 
63 Brücken auf, alles in allem eine außerordentlich be­
achtliche Leistung, welche in fünf Jahren bewältigt wurde.

D ie Bahn war fertig, doch waren sich die U nternehm er 
noch nicht klar über die Wahl der Betriebsart, d. h. mit 
Pferden, Lokom otiven oder ortsfesten Dampfmaschinen  
für Seilbahnbetrieb. Stephenson als Mitinhaber einer 
Lokom otivfabrik schied bei der Entscheidung aus. W ieder 
setzte ein Streit der Meinungen ein, wieder hing alles 
an einem dünnen Faden; doch „das Gute bricht sich 
Bahn“, die Unternehm er entschieden sich für Lokomotiv- 
betrieb. Es wurde ein W ettbewerb1 ausgeschrieben, dessen 
Ergebnis für die Wahl der Lokom otive bestimm end sein 
sollte. Am 1. Oktober 1829 sollten die W ettbewerbs­
lokom otiven ein Lokomotivrennen veranstalten in der 
Nähe des Örtchens Rainhill. Für diesen Zweck baute 
Stephenson eine neue Lokom otive, welche mit einer bahn­
brechenden Neuerung auf dem Gebiet des Lokomotiv- 
baues ausgerüstet war, dank deren sie -— um es gleich  
vorwegzunehm en —  das Rennen machte. Stephenson  
war nämlich dem Rat eines M itarbeiters gefolgt und hatte 
statt des bislang einzigen Flammrohres deren mehrere, 
und zwar 25 Stück, im  K essel angebracht. Dadurch 
wurde die wirksame Heizfläche dreimal so groß wie bis­
her, was eine ansehnliche Leistungssteigerung der Loko­
m otive bedingte.

Das Rennen wurde gefahren von vier Lokom otiven, 
w elche die 3 km lange R ennstrecke 20mal zu absolvieren 
hatten. Am 6. Oktober 1829 begann die W ettfahrt. Die 
Konkurrenzlokom otiven erfüllten jedoch die Bedingungen 
nicht, und Stephensons „R ocket“ war alleinige Siegerin. 
Das war am 8. Oktober 1829.

Nun fiel selbstverständlich die Wahl der Lokomotiv- 
type zugunsten von Stephenson aus. Sein Ruhm war ge­
festigt und ging durch alle Lande. Und als am 15. Sep­
tem ber 1830 die neue Bahn durch den Herzog von  
W ellington, den Sieger von W aterloo, feierlich eingew eiht 
wurde, da war Stephenson der Held des Tages.

In der Folgezeit bekam er Aufträge aus verschiedenen  
Ländern, teils eine Bahn zu bauen, teils Lokom otiven  
zu liefern. So war es ihm möglich, unter kräftiger M it­
wirkung seines Sohnes Robert die Fabrik in N ew castle  
immer weiter auszubauen. Außerdem betätigte er sich 
lebhaft bei Bahnbauten und Verm essungsarbeiten.

1 Vgl. B. v. E n d e r e s :  Der Lokomotiv-Wettbewerb in Rain­
hill. — Technik und Kultur 21 (1930) 5— 10.
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M ittlerw eile hatte er die Fünfzig überschritten und 
konnte nun allmählich daran denken, sein Lebenswerk  
in jüngere Hände zu geben. Er erwarb den H errensitz 
Tapton-H ouse bei Chesterfield, auf dem er seine letzten  
Lebensjahre verbrachte. So war ihm, wie w enigen Er­
findern, ein  ruhiger, glücklicher Lebensabend, ein Aus-

ruben nach einem  arbeitsreichen Leben, dessen Er­
folge er noch m iterleben konnte, w ie w enigen vor 
oder nach ihm, beschieden. D ie Mit- und N achw elt 
hat sein Erbe übernomm en, und als er starb, da endete  
er zwar individuell, generell aber blühte er m illionen­
fach w eiter.

X>tpt.=3n9- W ilh e lm  v. P A S IN S K I, D ü s s e ld o r f :

I S T  D I E  T E C H N I K  D I E  U R S A C H E  D E R  A R B E I T S L O S I G K E I T ?
O D E R

D I E  T E C H N I K  U N D  D I E  T R E N N U N G  V O N  E I G E N T U M  U N D  B E S I T Z

Exzesse der Technik4"1 nannte Georg B e r n h a r d  
einen A ufsatz in Nr. 6 (1930) im  „M agazin der 
W irtschaft44. Seitdem  m eint man manchmal, in die 
Zeit der „M aschinenstürm er44 oder ins M ittelalter versetzt 

zu sein, denn überall tr itt einem  die A nsicht entgegen: 
D ie M aschine, die Erfindungen, die Technik sind schuld 
an dem  ganzen M ißgeschick der W elt. An manchen  
Stellen wurde sogar schon von einem  „Feierjahr44 oder 
„Feierjahrzehnt44 der Technik gesprochen, in dem keine  
Erfindungen und N euerungen mehr auf den Markt ge­
bracht werden sollten; wir hätten genug des Fortschritts 
und w ollten Ruhe haben.

Nach Georg B e r n h a r d  ist der Techniker allein an 
dieser Entw icklung und dem sinnlosen Konkurrenzkam pf 
schuld, denn jede N euerung überbiete er und zwinge die 
V olksw irtschaft zu im m er neuen Ausgaben, ohne daß eine 
V erzinsungsm öglichkeit gegeben ist. Der W issenschaftler, 
der Ingenieur stürm en ungehem m t vorwärts, ihre Phan­
tasie, ihr K önnen kennen keine Grenzen, aber diese  
„M eisterw erke der T echnik44 geben keine Verzinsung. 
Auch die Periode der R ationalisierung hat den Techniker 
über den Kaufm ann siegen lassen, so daß die festen  
K osten  die R enten der Produktion auffressen. Der T ech­
niker ist den H änden des Kaufmanns entglitten und muß 
w ieder unter die H errschaft des Kaufmanns.

In solchen Ausführungen ist Irrtum und W ahrheit 
durcheinandergem engt und die N ot der Zeit einseitig  auf 
die Schultern des Technikers abgeladen. Um aber solche 
A usführungen sinnfällig zu machen, spricht B e r n h a r d  
von einer „H errschaft des T echnikers44, von der der Tech­
niker selbst noch nichts gem erkt hat.

„D as M aschinenproblem  in der V olksw irtschaft44 nannte  
man früher dieses Thema und behandelte es etwas 
ruhiger, aber nie ist man diesem  Problem -K om plex w irk­
lich gerecht geworden, immer blieb es bei einer ein ­
seitigen  W ürdigung, je nach dem Standorte des B e­
sprechenden. Der Jurist war anderer A nsicht als der 
V olksw irt oder der Ingenieur, aber im m er siegte die das 
ganze 19. Jahrhundert durchziehende Idee der un­
gehem m ten Entw icklung, des Fortschritts.

In der Behandlung dieses w irklich vielseitigen  Themas 
könnte man folgenden Weg gehen und erzählen, w ie im  
M ittelalter die K irche und ihre W eltanschauung jede 
Entw icklung und Erfindung hem m te w ie man in jeder 
M aschine ein T eufelsw erk sah. Man könnte w eiter er­
zählen, w ie später die Fürstenhöfe der N ationalstaaten  
eigentlich  dasselbe m achten, indem  sie jede Erfindung 
daraufhin untersuchten, ob sie ihnen und ihrem Lande 
nützlich oder schädlich sei, ob sie die Steuerkraft der 
Bürger stärke oder schwäche. So waren die M erkantilisten  
des 17. Jahrhunderts der A nsicht, daß die M aschinen die 
Steuerkraft des Landes schwächen, w eil sie den A rbeiter 
(H andwerker) aus seiner B eschäftigung drängen. Nur für 
Erfindungen, w ie die des Goldmachens, die ihnen ein  
M onopol verschaffen konnten, hatten die Fürsten ein
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besonderes Interesse. Sonst waren aber die Erfinder 
dieser Zeit nicht besser daran, als in den Z eiten des 
M ittelalters.

Man könnte w eiter erzählen, w ie aufgeregte Hand­
w erksm eister sich in ihrer E xistenz bedroht glaubten, vor 
das Haus der Erfinder zogen und häufig m it der Maschine 
auch das Haus dem Erdboden gleichm achten, den Erfinder 
verjagten oder erschlugen.

Endlich, in der zw eiten  H älfte des 18. Jahrhunderts, 
siegten dann Fortschritt und F reiheit, und nun begann 
die glänzende Entw icklung der T echnik, die den Menschen 
den ungeheuren Fortschritt brachte, den keine bisher be­
kannte Zeit der M enschengeschichte aufw eist.

Jetzt könnte man von den K ulturerrungenschaften der 
Technik einiges erzählen, w ie besonders die D rucker­
presse einen ungeheuren K ulturfortschritt bedeute, in ­
dem sie jederm ann b illige Bücher ins Haus lie fere  und 
ihm gestatte, sich einen Öldruck nach einem  Gem älde 
eines Leonardo, eines Raphael, eines Rubens an die W and 
zu hängen, um sich auch an den K ulturgütern der Erde 
zu erfreuen. D aneben würde man das V erkehrsw esen er­
wähnen und von den G eschw indigkeiten und V erkehrs­
massen auf der Erde und unter der Erde, auf dem  
W asser und im  W asser und in der L uft sprechen. Dann 
kämen Telegraph, T elephon und Radio an die R eihe.

Auch G oethe würde man zitieren: „N ichts Besseres 
w üßt’ ich, was der M ensch erfinden könnte, als ein Licht, 
daß ohne Butzen brennte.44

H eute drücken wir auf einen K nopf, und jeder Raum 
oder P latz ist tageshell. Und keine D ochtknoten  beein­
trächtigen mehr die Freude am künstlichen Licht.

W enn man das Thema so anfaßte, wäre m an der Zu­
stimmung aller T echniker von vornherein sicher. Wir 
wären uns am Schlüsse darüber einig, daß es eigentlich  
nichts H errlicheres gibt als die T echnik, und daß alles, 
was man gegen die böse M aschine sagt, nichts als V er­
kennung und Verleum dung ist. —

D iese A uffassung des Themas hat nur einen Haken: 
man kann m it ihr keinen A ndersgläubigen überzeugen. 
Es ist nur ein B ekenntnis zur T echnik, k eine w issen­
schaftliche U ntersuchung des Problem s. Jeder G elehrte 
eines anderen Faches könnte von seinem  Fache dasselbe 
behaupten, daß seine W issenschaft hier auf dieser Erde 
nur das Gute schaffe und w olle. A lles B öse und N ach­
teilige käme von den anderen.

Nur ein B eispiel. Der Jurist würde uns klarm achen, 
w ie auch seine R echtstechnik  zuerst von den M enschen  
bekäm pft, wie sie sich aber durchgesetzt habe und heute 
ohne die Technik des R echts von der W iege bis zur 
Bahre nichts geschehen könne, ohne daß ein Paragraph (§), 
das Symbol der R echtsordnung, dabei im  Spiele wäre. 
Ohne die R echtstechnik wäre alles ein Tohuwabohu, ein  
Chaos, und der heutige Mensch gar nicht denkbar. —-

Das ist natürlich ganz dasselbe, als ob der Ingenieur 
behauptet, ohne seine Technik stände die heutige W elt 
still, oder wäre bestenfalls ein wüstes D urcheinander. So 
behauptet jeder von sich und seiner W issenschaft und
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seiner Technik, daß sie nur Gutes schaffe und der andere 
für die Not der Zeit die V erantwortung trage. Aus diesen 
G esichtspunkten heraus konnte dieser Weg nicht gewählt 
werden, der das gestellte Thema nur vom G esichtspunkte 
der Technik des Ingenieurs behandelt, denn unsere 
R e c h t s o r d n u n g ,  unser W i r t s c h a f t s s y s t e m ,  
unsere B egriffe von E i g e n t u m  und B e s i t z ,  von 
G e l d  und K a p i t a l  spielen eine ebenso integrierende 
R olle wie die „M a s c h i n e“ und alles, was damit zu­
sammenhängt. Ja, man kann sagen, daß ohne die vom  
römischen Recht mit scharfer Logik herausgearbeitete 
Trennung von B esitz, d .h . dem faktischen Haben, von 
dem Eigentum , d. h. dem dinglichen Recht, dem Ver­
fügungsrecht über eine körperliche Sache, es so etwas 
wie unsere heutige Technik und W irtschaft gar nicht 
gäbe. A lle technischen Erfindungen, jede W irtschafts­
regung wäre in den Kinderschuhen steckengeblieben oder 
der om nipotenten Gnade beliebiger Herrscher anheim­
gefallen, w ie in den Reichen des Altertum s.

Schon aus diesen Gesichtspunkten heraus ist die B e­
hauptung ganz unmöglich, daß die Technik die Not der 
Zeit und die A rbeitslosigkeit verursacht habe.

Und doch stehen wir vor einem  „M aschinenproblem“ 
in der W irtschaft und Politik  und müssen uns mit ihm  
auseinandersetzen. Aber diese Fragestellung ist etwa so 
gelagert, als ob man für den Geruch oder das Aussehen  
einer Pflanze die B lüte allein verantwortlich mache und 
Stengel, W urzel und Boden dabei unberücksichtigt lasse. 
So sieht man die „M aschine“ und vergißt dabei, daß sie 
von einer W irtschaftsordnung getragen wird und diese 
wieder in einer Rechtsordnung ihre W urzel hat, und daß 
die „B odenbeschaffenheit“, d. h. die Völker selbst, die 
das alles geschaffen haben, dabei eine große Rolle spielen.

Wenn man sich zum ersten Male mit dem Problem  
befaßt, so denkt man unwillkürlich an die Dampfmaschine 
und glaubt, daß von dieser Erfindung alles Glück und 
Unglück ausgegangen ist. Schon bei ganz oberflächlicher 
Betrachtung erkennt man seinen Irrtum. Die Dam pf­
maschine wurde zwar 1769 von James W a t t  erfunden, 
aber 1776 kam die erste Dampfmaschine in Betrieb, 1792 
die erste Dampfmaschine für direkten W alzwerksantrieb, 
und um 1800 gab es ungefähr 20 Dampfmaschinen. Zu 
dieser Zeit war die „Entwicklung der Technik“ schon ein 
halbes Jahrhundert in deutlich sichtbarer Bewegung, was 
wir besonders an dem W achsen der Industriestädte Eng­
lands feststellen  können. So hatte Manchester im Jahre 
1757 nur 18 000 Einwohner, 1782 hatte es schon 41 000, 
und im Jahre 1791 zählte es schon 68 000 Einwohner, und 
1801 war die Zahl der Einwohner schon auf 84 000 Ein­
wohner gestiegen. Bis zum Jahre 1857 hatte Manchester 
450 000 Einwohner, und in der gleichen Zeit entw ickelte 
sich Liverpool von einem  unbedeutenden Hafendorf zu 
einer Stadt von 300 000 Einwohnern. D ie Eisenerzeugung  
Englands betrug im Jahre 1770 nur 32 000 t, 1780 dann 
41 000 t, 1788 68 000 t, im Jahre 1790 80 000 t, 1796 
125 000 t und im Jahre 1800 156 000 t, denn im Jahre 
1785 war von Henry C o r t der Puddelprozeß erfunden  
worden.

1740 gab es noch keinen Koks-Hochofen, aber 59 Holz- 
kohlen-H ochöfen, 1788 nur 20 Holzkohlen-Hochöfen. aber 
59 Koks-H ochöfen und 1796 keine H olzkohlen-Hochöfen, 
aber schon 121 K oks-Hochöfen.

Wir sehen hieraus, daß die Erfindung der Dam pf­
maschine mit der Entwicklung der Technik ursächlich  
gar nichts zu tun hat.

M anchester verdankt, äußerlich betrachtet, seine Ent­
wicklung den Erfindungen auf dem G ebiete der T extil­
maschinen. Das Überstürzende in diesen Erfindungen ist 
typisch für den Entwicklungsgang der Technik überhaupt. 
Deshalb mag dieser Vorgang hier kurz skizziert werden. 
Jemand erfand eine Spinnmaschine, die mehr Garn 
lieferte, als die W ebstühle verarbeiten konnten, schon  
erfand einer einen W ebstuhl, der mehr Garn verarbeitete 
als die Spinnm aschine schaffte. Und so ging es fort, bis

dieser Industrie in der Rasenbleiche eine Grenze gesetzt 
wurde. Soviel Rasenfläche war einfach nicht aufzutreiben, 
um die gew ebten Stoffe zur B leiche zu bringen. Da 
wurde die chemische Bleiche, die Schnellbleiche erfunden. 
So ähnlich verläuft die Entw icklung eigentlich auf allen  
Gebieten. Zu beachten ist hierbei, daß fast alle Erfinder 
dieser Zeit anderen Berufen angehören, die m eisten sind 
nicht einmal M echaniker; Ingenieur ist keiner.

Fragen wir nun nach der Ursache dieser seit der M itte 
des 18. Jahrhunderts auftretenden sichtbaren Entwicklung  
der Technik. Im Jahre 1763 wurde der 7jährige Krieg  
zwischen England und Frankreich-Spanien durch den 
Frieden von Paris beendet, und England erhielt neben  
Indien ganz Nordamerika. D iese reichen Kolonien waren  
nicht nur die R ohstofflieferer, sondern auch die Ab­
nehmer der Industrieerzeugnisse, und w irkten ebenso be­
fruchtend auf die Textilindustrie w ie auf die E isen­
industrie, zumal in dieser Zeit die Kolonien nur mit dem  
eigenen Lande Handel treiben durften. Es waren also 
äußere Veranlassungen, die zur ersten Entwicklung der 
Industrie führten, und die Erfindungen entsprangen den 
Bedürfnissen der Zeit und nicht dem K opfe der Erfinder, 
wie etwa Minerva dem K opfe des Zeus.

Sehen wir uns nun einmal an, was einzelne N ational­
ökonomen zu dem „M aschinenproblem“ zu sagen haben.

Jean Baptiste C o 1 b e r t und die M e r k a n t i l i s t e n  
halten die Maschinen für einen Feind der Arbeiter, sie 
verdrängen ihn aus seinen Beschäftigungen und schwächen 
dadurch die Steuerkraft des Landes.

Charles M o n t e s q u i e u  betrachtet 1748 im „L’Esprit 
des Lois“ die Maschinen als W ettbewerber der Arbeiter 
und nicht immer nützlich.

Die P h y s i o k r a t e u ,  das sind die Leute um die 
französische R evolution, M i r a b e a u ,  T u r g o t ,  
Q u e s n a y ,  die Leute des „Laissez faire —- laissez 
passer, le monde va lui-mêm e“, erwähnen und beachten  
die Maschine kaum.

D ie K lassiker Adam S m i t h  und David R i c a r d o  
kennen kein Maschinenproblem; wo Ricardo die Maschine 
erwähnt, ist sie arbeitsparend und vorteilhaft für den  
Konsumenten, aber auch für den K apitalisten, denn wenn  
der Lebensunterhalt billiger wird, kann er auch geringere 
Löhne bezahlen.

M a 1 t h u s hält die Maschinen für segensreich für alle 
Bevölkerungsschichten, fügt aber hinzu, „wenn genügend 
Absatz vorhanden“.

Karl M a r x  betrachtet die Maschine nur im kapitalisti­
schen Arbeitsprozeß schädlich für den A rbeiter, weil der 
Arbeiter aus dem Produktionsprozeß ausgeschaltet wird 
und die industrielle Reservearm ee bildet.

Marx und E n g e l s  glauben auch, daß die Groß­
industrie den W eltmarkt geschaffen hat, während andere 
W irtschaftler für die Ansicht eintreten, daß der W elt­
markt die Großindustrie geschaffen hat. D iese Frage 
wird immer schwer zu entscheiden sein, ob z. B. England 
den 7jährigen Krieg begonnen hat, um seine Industrie 
mit R ohstoffen zu versorgen, oder erst der Besitz der 
K olonien die Entwicklung der Industrie erzeugte.

Lujo B r e n t a n o  hielt im Mai 1889 seine A ntritts­
rede an der U niversität Leipzig über das Thema „Über 
die Ursachen der sozialen N ot“ . Er kam darin zu fo lgen­
dem Schluß: „D ie Verflechtung der Industrie in den W elt­
markt ist die erste und letzte Ursache der sozialen N ot.“

W erner S o m b a r t  betrachtet die Maschine als ein  
von Menschen bedientes A rbeitsm ittel, w elches große Ge­
schwindigkeiten und K raftkonzentration gestattet und 
zum Zwecke der mechanischen Arbeitsrationalisierung  
dient.

Ebenso Gustav S c h m o l l e r  und andere. Wir sehen  
also, daß die V olksw irte, mit Ausnahme der Gruppe um  
Colbert, der „M aschine“ gar keine oder wenigstens keine  
besorgniserregende Bedeutung beim essen, und selbst Lujo 
Brentano sieht die Ursachen der sozialen N ot keinesfalls 
in der Technik.
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Daß nun die N ationalökonom en die „M aschine“ nicht 
verurteilen , hat einm al seinen Grund in der Art dieses 
Faches, w elches in der Hauptsache auf Fortschritt, E nt­
wicklung und Vermehrung des privaten und öffentlichen  
W ohlstandes eingestellt ist. Aus dieser G rundeinstellung  
m ußten diese Professoren jede Vermehrung der P ro­
duktion, jede Verbesserung und Beschleunigung der V er­
fahren begrüßen. Zudem lebten alle in dem Zentrum  
der Entw icklung und waren Kinder des 19. Jahrhunderts, 
jenes Zeitalters, w elches an nichts so fest glaubte wie 
an die B eständigkeit des Fortschrittes, an eine immer 
größere M achtentfaltung der zivilisierten  M enschheit, an 
eine A uflösung des ganzen irdischen D aseins in ein 
R echenbeispiel mit lauter absoluten Größen. Als die 
sozialen N öte gegen Ende des Jahrhunderts im mer offen ­
kundiger wurden, entstanden aus den Reihen der Öko­
nom ieprofessoren wohl einige K athedersozialisten und 
Bodenreform er, aber zu einer grundlegenden Bearbeitung  
des ganzen Fragenkom plexes ist es bis heute noch nicht 
gekommen.

Betrachten wir nun noch einige Ä ußerungen von Philo- 
sophen und Geschichtsschreibern zu diesem  Thema.

W illiam M o r i s  sagt: „W ir sind die Sklaven der U n­
geheuer geworden, die unsere eigene Schöpferkraft ge­
boren hat.“ Das 19. Jahrhundert nennt er „das schm er­
zensreichste aller Jahrhunderte“.

1835 berichtet der V i z e k ö n i g  v o n  I n d i e n  über 
die Einführung des M aschinenbetriebes: „Das Elend findet 
kaum eine Parallele in der G eschichte des Handels. Die 
Knochen der Baum wollweber bleiben die Ebenen Indiens.“

Englische und deutsche Schriftsteller stellen  V ergleiche 
an zwischen der Lebenshaltung der unteren Schichten im  
M ittelalter und heute und kom m en zu dem Ergebnis, daß 
die Volksm assen kaum halb soviel zu essen haben wie 
vor einigen hundert Jahren. Besonders dem Handwerker­
stand sei es nie so schlecht ergangen w ie im 19. Jahr­
hundert. Eine Besserung dieser V erhältnisse gegen Ende 
des Jahrhunderts wird anerkannt.

H. St. C h a m b e r l a i n  kom m t bei der Besprechung  
dieser Fragen in seinem  W erk: „D ie Grundlagen des
19. Jahrhunderts“ zu dem Schluß, daß der Fortschritt der 
letzten  Jahrhunderte für die großen Massen in Europa 
einen Fortschritt zu immer größerem Elend bedeute.

M illionen von M enschen wurden aus relativem  W ohl­
stand, aus unabhängigem und gesundem Landleben in die 
engen Städte gepfercht, wo sie erwerbslos wurden und 
teilw eise verhungerten.

Für D eutschland mag dies nur mit Einschränkung zu­
treffen , denn wir befanden uns in einer beispiellosen E nt­
wicklung. Das zeigen auch die Auswanderungszahlen, die 
von der M itte des 19. Jahrhunderts dauernd zurückgehen 
und gegen Ende eine verschwindend kleine Zahl erreichen.

W ie aber E r f i n d u n g e n  a u s  d e m  G e b i e t e  
d e r  C h e m i e  gew irkt haben, soll noch an zwei B ei­
spielen gezeigt werden.

In dem B erliner Laboratorium von A dolf B a e y e r 
wurde 1869 von Carl G r ä b e und Carl L i e b e r m a n n  
der K r a p p f a r b s t o f f ,  das A l i z a r i n ,  synthetisch  
hergestellt. Schon 1873 war der blühende französische 
Krappanbau, eine Fläche von 20 000 ha, vernichtet. 
D eutschland erzeugte bereits im Jahre 1875 in 12 
Fabriken für 15 M illionen Mark künstliches Alizarin.

Im Jahre 1880 vo llendete A dolf B a e y e r die Synthese  
des I n d i g o ,  aber es dauerte noch 17 Jahre, bis dieser 
Farbstoff w irtschaftlich hergestellt w erden konnte. Erst 
im  Jahre 1907 kam der deutsche Indigo auf den W elt­
markt. D ie W eltproduktion an Pflanzenindigo betrug da­
mals 6 M illionen kg, für 80 M illionen Mark. In drei 
Jahren sank sie auf die H älfte, und heute ist sie ver­
schwindend gering.

A lle diese K ontraktionen waren sicher nicht ohne 
Schm erzen, aber wir m erkten vor dem K riege wenig da­
von, w eil wir uns auf der Sonnenseite der Entw icklung  
befanden. T rotzdem  konnten wir der V erstrickung in

diese W irtschaft nicht entgehen und m üssen Georg 
S i m m e l  rechtgeben, wenn er schon vor dem K riege 
sagte: „W ir sind nicht nur Sklaven des P roduktions­
prozesses, sondern auch Sklaven der P roduk te.“

D iese B eisp iele und Äußerungen sind den letzten  beiden 
Jahrzehnten vor dem Kriege entnom m en. Damals maß 
man ihnen aber nur akadem ischen W ert bei. Es waren 
F eststellungen, die uns nichts angingen, w eil die Aus­
w irkungen sich nicht bei uns abspielten, es waren Ä uße­
rungen von Philosophen und G eschichtsschreibern, wie 
sie zu allen Zeiten Vorkommen. Erst heute, wo wir die 
Not w irklich vor uns sehen, wo es nicht nur in D eutsch­
land, sondern in allen Z ivilisationsländern M illionen von 
A rbeitslosen gibt, empfinden wir, daß es in unserer Z ivili­
sation etwas gibt, was nicht so ganz in Ordnung erscheint. 
Auch Georg B e r n h a r d  hat das gefunden und ist schnell 
bei der Hand mit „E xzessen der T echnik“ und macht den 
Techniker für die N ot der Zeit verantw ortlich. Andere 
schwatzen es nach, und bald sind wir w ieder in die Zeit 
der „M aschinenstürm er“ zurückversetzt. Es ist das sicher 
ein sehr bequem es V erfahren und lenkt von tieferem  
Nachdenken ab.

Oben war schon erwähnt worden, daß die „M aschine“ 
sichtbar hervortritt, daß man aber nicht dabei vergessen  
darf, daß sie von einer W irtschaftsordnung getragen wird 
und diese w ieder ihre W urzel in einer Rechtsordnung hat. 
und ferner auch die Völker eine R olle sp ielen , in denen 
dieses alles erstanden ist. D ies müssen wir nun unter­
suchen, um an die W urzeln der europäischen Zivilisation  
zu gelangen.

Dem Chinesen waren M athem atik und N aturw issen­
schaften seit altersher nicht unbekannt, auch hat er viele  
technische Erfindungen gem acht: konnte M etalle schm el­
zen, wunderbare Lacke und Schm elze herstellen, kannte  
Porzellan, Papier, Seide und deren V erarbeitung, kannte  
Pulver und Kompaß und Segel, aber nie hat er es über 
die handwerksm äßige Verwendung hinausgebracht, nie 
hat er Kompaß und Segelschiff zur E ntdeckung ferner 
Länder ausgenutzt, nie das Pulver zur Fernwirkung in 
der Schußwaffe verw endet, und selbst das Papier, das 
bei uns seit seinem  Bekanntw erden eine Erfindung nach 
der anderen auslöste, diente ihm nur zur D ekoration  und 
Bemalung mit Schriftzeichen und Bildern. D er Chinese 
lehnte die Maschine auf allen G ebieten bewußt ab, weil 
sie dem M enschen die w ohltätige A rbeit nahm. Wahr­
scheinlich boten aber auch sein R echt und seine Wirt­
schaftsordnung keinen A nreiz zur privaten Betätigung 
auf diesen E ntw icklungsgebieten.

Den großen V ölkern des A ltertum s, den Babyloniern, 
Ä gyptern und Griechen, blieb das M aschinenwesen fremd, 
sie waren A rchitekten , wie H. St. C h a m b e r l a i  n und 
Oswald S p e n g l e r  sie treffen d  bezeichnen, während 
wir Germanen in der H auptsache Ingenieure sind. Aus 
Gründen der Rechts- und W irtschafts-O rdnung konnte sich 
auch dort so etwas wie eine Industrie nicht entwickeln.

Erst die Römer waren ein V olk m it ausgesprochen  
technischer Begabung und entw ickelten  mit schärfster 
Logik im Laufe einiger Jahrhunderte eine Technik des 
R echts, die mit allen E lem enten, Erfindungen, K onstruk­
tionen heute noch das Gerippe unserer Rechtordnungen  
bildet. Auch auf dem G ebiete der Ingenieur-Technik  
haben die Römer H ervorragendes geleistet, aber nur so­
weit es den Staat und das K riegsw esen anging. Sie hatten  
es auch schon zu großen Fabrikbetrieben (M anufakturen) 
gebracht, aber ihre Sklavenhaltung h inderte sie daran, 
sich für die Beschleunigung und Verbesserung ihrer Manu­
fakturbetriehe zu interessieren.

Aber auch die Rechts-Technik der Röm er war zu der 
entscheidenden Zeit, als eine Industrie auf privatw irt­
schaftlicher Grundlage sich hätte aufhauen können, noch  
nicht so w eit durchgebildet, daß man klar B esitz und 
Eigentum  trennen konnte, denn o h n e  d i e s e  T r e n -
n u n g  i s t  j e d e  p r i v a t k a p i t a l i s t i s c h e  W i r t -
s c h a f t s o r d n u n g  a u s g e s c h l o s s e n ,  ohne diese
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Trennung gibt es höchstens ein gemünztes. Verkehrsgeld, 
aber k e i n  K a p i t a l .  Dem Römer war der Besitz an 
Grund und Boden und der Besitz von Sklaven das 
Kapital. Daneben war angesam m elte Münze ein Schatz, 
aber dieser Besitz war denkbar unbeweglich. Erst als die 
römische Rechts-Technik es gelernt hatte, vom B esitze  
das Eigentum  zu scheiden, neben das mit rechtlichen  
Folgerungen ausgestattete tatsächliche H a b e n ,  das 
dingliche Recht des Eigentum s zu setzen, erst dadurch  
wurde jeder Besitz beweglich, der Eigentüm er trennte 
sich vom B esitzer, erst dadurch war es möglich, daß über 
die „Forderung“ und das „K onto“ aus dem Geld Kapital 
entstand.

Als die römische Rechts-Technik so w eit gediehen war, 
war es für die Römer zu spät, um auf ihr eine privat­
kapitalistische W irtschaftsordnung aufzubauen. Das sollte  
den germanischen N achfolgestaaten Vorbehalten bleiben.

Als Roger B a c o n  gegen seinen Zeitgenossen Thomas 
v o n  A q u i n o  und die rein gedankliche Behandlung der 
W issenschaft ankäm pfte, das E xperim ent in die W issen­
schaft einführte und nur das als erwiesen gelten lassen 
wollte, was durch den Versuch nachprüfbar war, war der 
Grundstein der Entwicklung unserer heutigen N atur­
wissenschaft und der Ingenieur-Technik gelegt. Aber dies 
allein hätte nie genügt, um mit der m ittelalterlichen, 
germanischen Rechts- und W irtschafts-Ordnung, die sich 
auf das G em eineigentum  stützte, das aufzubauen, was wir 
heute vor uns sehen. Erst als die Fürstenstaaten das 
r ö m i s c h e  R e c h t  rezipierten, der Staat zum mäch­
tigen Träger und Schützer des R echtes wurde, als Eigen­
tum und Besitz durch die staatliche Rechtsordnung jeder­
mann gewährleistet wurden, erst dann hatten Erfinden und 
Planen auf privatwirtschaftlicher Grundlage einen Sinn. 
Das bezeichnet auch schon Ludwig B e c k  in seiner 
„ G e s c h i c h t e  d e s  E i s e n s “ als den wichtigsten  
Entwicklungsfaktor. Aber auch das hätte wohl noch nicht 
genügt, wenn nicht jemand die D o p p e l t e  B u c h ­
f ü h r u n g  erfunden hätte, jenes K ontensystem , welches 
es uns ermöglicht, jede Sache und jeden Vorgang in Geld 
umzudenken. Erst mit H ilfe dieses K ontensystem s wurde 
auf Grund der röm isch-rechtlichen Trennung von Besitz 
und Eigentum das, was wir heute unter K a p i t a ­
l i s m u s  verstehen.

Ehe aber die einzelnen Pflanzen aus diesen Wurzeln 
wuchsen, einzeln erstarkten und schließlich sich zu­
sammenfanden, vergingen noch Jahrhunderte. Erst als 
die französische R evolution die Person und das Gewerbe 
völlig frei gemacht hatte (in England schon 100 Jahre 
früher) und m ächtige Staaten als R echtsträger erwachsen 
waren, konnte sich im 19. Jahrhundert die Industriew irt­
schaft entwickeln, die uns heute umgibt, deren V orteile 
wir alle genießen, deren N achteile wir aber auch in Kauf 
nehmen müssen. Vor allem müssen wir aber die Ursachen  
dieser N achteile m öglichst klar erkennen und nicht ein­
seitig, wie B r e n t a n o  den „W eltm arkt“, oder wie die 
Sozialisten den Kapitalism us, oder wie Georg B e r n ­
h a r d  „Exzesse der Technik“ für die N ot der Zeit ver­
antwortlich machen.

Im vorstehenden haben wir gesehen, wie in den alten  
bekannten R eichen und K ulturen das nicht entstanden ist 
und auch nicht entstehen konnte, was wir heute unter 
dem Namen I n d u s t r i e  W i r t s c h a f t  oder auch wohl 
kurz mit dem W orte Technik bezeichnen. Wir haben 
auch gesehen, daß die Verhältnisse unserer Zeit wohl 
äußerlich das Kennzeichen der Ingenieurtechnik tragen, 
aber durch eine bestim m te W irtschaftsordnung und 
Rechtsordnung w esentlich bedingt sind. Wir haben auch 
schon gesehen, daß die Rechtsordnung eigentlich das 
Grundlegende der ganzen Entwicklung ist. In der R echts­
ordnung erschienen uns aber als das Entscheidende die 
im römischen Rechte einzig dastehenden und mit scharfer 
Logik herausgearbeiteten B egriffe von Eigentum und B e­
sitz und der Staat als allmächtiger Träger der R echts­
ordnung. Wir haben ferner gesehen, wie die Pflanzen

aus diesen Entwicklungswurzeln erst im 19. Jahrhundert 
zur vollen Entfaltung kamen. Nun w ollen wir die V er­
hältnisse der Gegenwart unter diesen E ntw icklungs­
gesichtspunkten betrachten lernen.

Durch die französische R evolution wurde die gesell­
schaftliche Ordnung Europas zerstört. Dadurch hörten 
alle gesellschaftlichen Bindungen und Verpflichtungen 
auf; erschienen später aber w ieder als „B e r e c h t i -  
g u n g s w e s e n “ und als „ s o z i a l e  G e s e t z  e“ . Mäch­
tige, unpersönliche Staaten entstanden, die neben den 
eigentlichen Staatsaufgaben: Verwaltung, Ordnung, Sicher­
heit, auch die früheren Aufgaben der Gesellschaft: Er­
ziehung und U nterricht, Pflege von Kunst und W issen­
schaft, Gesundheitspflege und Krankenpflege von vorn­
herein übernahmen und die im Laufe des Jahrhunderts 
mit allen Aufgaben belastet wurden, die die G esellschaft 
nicht übernehmen w ollte. So entstanden die Gesetze der 
sozialen Fürsorge, weil sich immer mehr herausstellte, 
daß der mit allen Freiheiten ausgestattete Staatsbürger 
sich allein nicht helfen konnte. D ie Fiktion der Freiheit 
und G leichheit der Staatsbürger wurde aber bis zur 
Groteske aufrechterhalten, denn heute stehen wir vor 
dem Erlaß von Gesetzen der Arbeitsdienstpflicht —  der 
freien Staatsbürger!

Die französische R evolution brachte uns aber nicht nur 
die Gewerbefreiheit und den freien Unternehm er, sondern 
der Staat setzte nun seine ganze Kraft ein, um Gewerbe 
und U nternehm er wie keinen anderen Berufsstand zu 
schützen und zu ermuntern. Über die H älfte der staat­
lichen Pflege von W issenschaft und Bildung diente im
19. Jahrhundert der Gewerheförderung. So entstand im 
Staate ein mächtiger „W i r t s c h a f t s s t a a  t“, der das 
ersehnte Eigenleben nur erlangen konnte, wenn er den 
Staat eroberte.

Durch die sozialen G esetze war aber inzwischen wieder 
eine Art „G e s e l l s c h a f t “ entstanden, die sich dies­
mal von unten aufbaute und mit jedem neuen Gesetz 
w eiter nach oben griff. H eute kämpft diese „G esell­
schaft“ mit dem „W irtschaftsstaat“ um die Macht im 
politischen Staate.

Aber das Entscheidende im Aufbau unserer ganzen 
Zivilisation ist m eines Erachtens doch in der R e z e p ­
t i o n  d e s  r ö m i s c h e n  R e c h t s  zu suchen. Ohne 
das Staatsrecht, ohne das Privatrecht, ohne die scharf 
umrissenen B egriffe „Eigentum “ und „B esitz“ hätte nie 
eine solche industriew irtschaftliche Zivilisation entstehen  
können, wie sie in früheren Reichen auch nicht entstanden  
ist, w eil diese Grundvoraussetzung fehlte.

Die Trennung von Eigentum  und Besitz ist eine Er­
findung, die, wie alle Erfindungen, aus den Bedürfnissen  
geboren wurde. Man w ollte und mußte den Besitz an 
Grund und Boden beweglich machen, einmal aus Gründen 
der Besteuerung, ein andermal aus Gründen des Handels. 
Es hat Jahrhunderte gedauert, ehe diese Technik zu einer 
V ollkom m enheit durchgereift war. Es würde zu weit 
führen, w ollten wir an dieser Stelle diese Entwicklung 
näher verfolgen. Nur an einem  B eispiel m öchte ich 
zeigen, wie diese Entwicklung vor sich ging, und w ie die 
Beweglichmachung der Immobilien eng mit dem zu­
sammenhängt, was wir heute Geld und Kapital nennen.

Im 18. Jahrhundert gab der Pennsylvanische Staat 
H ypotheken auf Privatländereien aus und ließ die e in ­
zelnen A bschnitte als Papiergeld kursieren. Benjamin 
F r a n k l i n  schreibt darüber: „D iese Scheine seien in 
W irklichkeit g e m ü n z t e s  L a n  d.“

A uf diese Art t r e n n t e  s i c h  d e r  W e r t  d e r  
D i n g e  v o n  d e n  D i n g e n  s e l b s t ,  trennte sich 
Eigentum  und Besitz. Den W ert der D inge nennen wir 
„Geld“, und das Eigentum  an diesem  W ert nennen wir 
„K apital“ . Nachdem diese beiden, eigentlich zusam m en­
gehörigen Teile — Eigentum  und Besitz —  sich getrennt 
haben, führen sie auch eine Eigenexistenz mit Interessen, 
Bewegungen und Normen, die nichts m iteinander zu tun 
zu haben brauchen und häufig sogar gegenläufig werden
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können. Hierzu einige B eispiele: Der Besitz einer Fabrik, 
eines Bergwerks erfordert fortgesetzte Ausnutzung der 
B etriebsm ittel, fortgesetzte A usbeute des Berggutes. Das 
Eigentum  an dieser Fabrik, an dem Bergwerk erfordert 
diese Ausnutzung unter Um ständen nicht, es drängt auf 
Still-Legung oder Veräußerung. Das Interesse am Eigentum  
kann um so geringer werden, je größer das Interesse am 
B esitz ist. So kann das Interesse des Eigentüm ers an 
einer Tee-, Getreide- oder W ein-Ernte um so geringer 
werden, je größer die Ernte ausfällt, je besser der Betrieb  
gearbeitet hat. Der Betrieb drängt auf Verbesserung, der 
Eigentüm er hat ein Interesse am schlechten Betrieb.

W ährend des ganzen 19. Jahrhunderts waren E igen­
tüm er und Besitzer in unserer Industriew irtschaft noch  
in einer Person vereinigt, oder es bestand keine V er­
anlassung gegenläufig zu werden, wenigstens fielen ein ­
zelne Fälle im Gesam tleben nicht auf. Nach dem K riege 
wurde das anders. Je mehr die durch die soziale G esetz­
gebung entstandene „neue G esellschaft“ sich des Staates 
bem ächtigte und den Besitz zu ergreifen droht, desto 
gegenläufiger wurde das Interesse des Eigentum s (Kapitals) 
am Besitz. Wir nennen das die K a p i t a l f l u c h t ,  
die Betriebe wurden blutleer gemacht, das Kapital m achte 
von seiner freien B ew eglichkeit und Unabhängigkeit den 
denkbar größten Gebrauch. Der B esitz wird, sow eit 
irgend m öglich, belastet (ausgehöhlt), und das freie E igen­
tum flüchtet. Sow eit es noch bleibt, ist es mit hohen 
Risikopräm ien in Gestalt eines hohen Zinsfußes belastet. 
Daß diese V erhältnisse nicht nur in D eutschland so 
liegen, bew eist uns die W irtschaftskrise auch in anderen 
Ländern, ja in der ganzen W elt. D a s  V e r t r a u e n  
i n  d i e  S i c h e r h e i t  d e s  B e s i t z e s  u n d  d i e  
S t e t i g k e i t  d e r  E n t w i c k l u n g  i s t  v e r l o r e n ­
g e g a n g e n .

Das ist, m eine ich, die G r u n d l a g e  d e r  A r b e i t s ­
l o s i g k e i t .  N atürlich ist ein so kom pliziertes Gebilde 
w ie unser heutiges Industrie-W irtschaftsleben von vielen  
Ström ungen durchzogen, sie sind täglich schwankend und 
örtlich beeinflußt und von Augenblicks-Konjunkturen  
durchsetzt, aber in der H auptsache ist es doch die 
U n s i c h e r h e i t  d e s  B e s i t z e s ,  die diesen N ieder­
gang hervorgerufen hat, ebenso w ie die Sicherheit des 
B esitzes die gew altige Entw icklung im 19. Jahrhundert 
als grundlegender Faktor hervorgerufen hat.

A uf die alltäglichen Presseäußerungen und Ausschuß­
berichte über die Behebung der A rbeitslosigkeit m öchte 
ich hier nicht näher eingehen. Sie schwimmen an der

Oberfläche und scheinen letzten  Endes auf die bekannte 
Ä ußerung von Onkel Bräsig: „D ie A rm ut kom m t von 
der P ow ertee“, hinauszukommen. B estenfalls werden  
kleine N ebenursachen genannt oder M ittelchen in Vor­
schlag gebracht, die ungefähr der B eseitigung eines U n­
krautes durch Stutzen der Stengel und B lattsp itzen  ver­
gleichbar sind. Eine vernichtende W irkung wird man 
damit nie erzielen können, solange die Grundursache, die 
U nsicherheit von Eigentum  und B esitz, bestehen bleibt.

Nach diesen U ntersuchungen haben wir es im 
„A r b e i t s l o s e n p r o b l e  m “ weder mit „E x  z e s s e n 
d e r  T e c h n i  k “, wie Georg B e r n h a r d  m eint, noch 
mit einer verhängnisvollen „V e r f l e c h t u n g  d e r  
I n d u s t r i e  i n  d e n  W e l t m a r k t “ zu tun, wie 
B r e n t a n o  sagte, sondern m it einem  ganz anders 
gearteten  Problem , der „D i s s o z i a t i o n  v o n  
E i g e n t u m  u n d  B e s i t  z“ . D iese Trennung ist nach 
den B egriffen  unserer Rechtsordnung erm öglicht. D iese 
Rechtsordnung hat sich bei der aufbauenden Entwicklung  
unserer Z ivilisation außerordentlich förderlich erwiesen. 
Nun aber, wo diesmal die politisch überhitzte A tm osphäre 
die gewaltsam e Trennung —  D issoziation —  hervor­
gerufen hat, erleben wir die K ehrseite dieser R echts­
konstruktion: d a s  E i g e n t u m ,  als Gegenstand freier, 
individueller W illkür, entkleidet von allen Pflichten gegen­
über Staat und G esellschaft, m a c h t  v o n  s e i n e r  
E i g e n a r t  d e n  f r e i e s t e n  G e b r a u c h  —• und 
alle Räder stehen still oder laufen nur noch langsam mit.

W i e  b r i n g e  i c h  E i g e n t u m  u n d  B e s i t z  
w i e d e r  a u f  g l e i c h e n  K u r s ?  Das ist die Grund­
frage unserer Zeit. Das ist aber nur m öglich, wenn in 
allen Staaten die R echtssicherheit für E igentum  und B e­
sitz w ieder ein tritt, die vor dem K riege dagew esen ist.

„Es ist nicht wahr“ , sagt K. F. S t e i n m e t z 2, „daß 
wir —  und die W elt —  an einer Ü berproduktion leiden; 
denn sogenannter ,B edarf‘ an Gütern jeglicher Art ist 
im mer vorhanden und wird niem als völlig befriedigt 
w erden.“ Und ich m öchte hinzufügen: Es ist n icht wahr, 
daß unsere Z ivilisation sich erschöpft hat, daß kein  Raum  
für Erfindungen und V erbesserungen und keine A rbeit 
für die M enschen vorhanden ist. Solche W idersinnigkeiten  
können nur verbreitet und geglaubt w erden, w eil nur 
w enige die W urzeln unserer Entw icklung kennen und des­
halb auch nur von w enigen die wahre Ursache einer so 
tiefgehenden W eltkrise erkannt w erden kann.
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£ > ip ü 3 n g . C arl W E I H E ,  P a te n ta n w a lt  in F ran kfurt a . M .:

K A U F M A N N  O D E R  T E C H N I K E R  F Ü R  D I E

F Ü H R U N G  D E R

Im Stadt-B latt der „Frankfurter Zeitung“ vom 19. April 
1931 wird die Frage, ob der neue Stadtrat, dem die 
städtischen B etriebe (Frankfurt a. M.) zu unterstellen  
sind, ein Kaufm ann oder ein Techniker sein soll, dahin 

beantw ortet, daß der t e c h n i s c h  g e b i l d e t e  
K a u f m a n n  gewählt w erden solle. Als Begründung 
dafür wird angegeben, daß der W unsch nach einer in 
erster Linie kaufm ännisch organisierten Verwaltungs­
führung als richtig erscheinen m üsse, und daß, je stärker 
die W erke zum A usgleich des Etats herangezogen werden, 
sie desto notw endiger einer rationellen kaufm ännischen  
D urcharbeitung benötigen. Der Nur-Techniker, so sagt 
der ungenannte V erfasser des A ufsatzes, wird leicht in 
den Strudel finanzieller W irren gezogen, was eine große 
Gefahr bilde.

D ie Frage, oh für die Leitung eines industriellen B e­
triebes der Kaufm ann oder der Techniker der richtige

S T Ä D T I S C H E N  B E T R I E B E ?

Mann sei, ist fast so alt w ie die Industrie selbst. Es ist 
selbstverständlich, daß über die technische Organisation 
die kaufm ännische Leitung in einem  solchen U nternehm en  
nicht zurückgestellt w erden darf. G rundfalsch aber ist 
es, anzunehmen, daß die ausschlaggebende V erwaltung in 
den Händen des Kaufm anns ruhen müsse. A llerdings hat 
in den Entstehungsjahren der Industrie der T echniker 
selbst wenig W ert auf die V erwaltung gelegt und über 
seine Berechnungen und K onstruktionen oftm als ver­
gessen, daß auch die w irtschaftliche Seite des U nter­
nehm ens von großer W ichtigkeit ist. Der T echniker hat 
in früheren Zeiten in seiner Ausbildung sich nur auf das 
rein Technische gelegt und andere, vorzugsw eise die kau f­
m ännischen und die rechtlichen, G ebiete vernachlässigt. 
Auch die H ochschulen hatten ihm in früheren Zeiten  
wenig G elegenheit gegeben, sich auf diesen G ebieten be­
sonders auszubilden.
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H eute liegen aber die V erhältnisse anders. Seit nun­
mehr fast 32 Jahren, seit der G leichstellung der Tech­
nischen Hochschule mit der U niversität, hat man erkannt, 
daß neben der technischen Ausbildung, insbesondere für 
den akademischen Ingenieur, die w irtschaftlich-rechtliche 
Ausbildung gleichfalls eine N otw endigkeit darstellt. Es 
handelt sich heute nicht nur darum, technische Dinge 
herzustellen, sondern sie auch in alle W elt zu verkaufen, 
so daß auch schon die Herstellungsverfahren unter dem  
Gesichtspunkte der W irtschaftlichkeit durchgeführt 
werden m üssen. D ie Technische H ochschule verlangt 
heute von dem angehenden Ingenieur grundlegende volks­
w irtschaftliche und rechtliche K enntnisse, die sogar als 
Prüfungsfächer auftreten und neben sonstigen allgemein- 
bildenden Fächern vorzugsweise gepflegt werden. Immer 
wieder wird der angehende Ingenieur auch in den rein 
technischen V orlesungen auf den Faktor der W irtschaft 
hingewiesen, so daß er jetzt mit theoretischen K ennt­
nissen auch auf diesem  G ebiete in die Praxis eintritt 
und bei richtiger W eiterbildung diese G ebiete auch zu 
beherrschen versteht. U nsere großen, aus der technischen  
Ausbildung hervorgegangenen Industrieführer sind heute  
W irtschafter und gute K aufleute, so daß immer mehr in 
der Technik sich die Einsicht durchsetzt, daß der w irt­
schaftlich ausgebildete Techniker der berufene Mann für 
die Leitung eines U nternehm ens ist.

Was aber für die freie W irtschaft gilt, muß in mindest 
gleichhohem Maße auch für die städtischen und staat­
lichen Betriebe gelten; diese sind ja heute auch W irt­
schaftsunternehmungen und m üssen, wie der Verfasser 
des genannten A ufsatzes sagt, zum A usgleich des Etats 
herangezogen werden. Ob allerdings dieser Standpunkt 
der ausschlaggebende sein muß, dürfte doch stark be­
zweifelt werden, denn die Betriebe der Städte und auch 
des Staates haben nicht lediglich dem Geldverdienen zu 
dienen, sondern sie sind öffentliche Einrichtungen, die 
zum Wohle der A llgem einheit errichtet sind. Ihre Heran­
ziehung zur Deckung von D efiziten aus anderen Ab­
teilungen der Stadtverwaltung ist nur ein N otbehelf und 
stellt sich als eine indirekte Steuer dar, die dem eigent­
lichen Sinne dieser Betriebe widerspricht. Sieht man in 
diesen städtischen B etrieben lediglich Einrichtungen, um 
maschinell Geld in den Stadtsäckel zu befördern -—■ und 
der reine Kaufmann wird naturgemäß diesen Standpunkt 
einnehmen — , so geben diese Betriebe ihren ursprüng­

lichen Zweck, der A llgem einheit zu dienen, auf, worunter 
notwendig die technische Ausgestaltung der B etriebe auch 
nach der w irtschaftlichen Seite hin leiden muß. Der 
Kaufmann ist gar nicht im stande, vom Gesichtspunkte 
der Technik und der durch sie geförderten W ohlfahrt 
der Stadt solche Betriebe allein entscheidend verwalten  
zu können. Fragen, w ie die Zusammenlegung von Gas- 
und Elektrizitätsw erken zu gem einsam en w irtschaftlichen  
Betrieben, Fragen der Fernversorgung mit Strom, mit 
Gas und mit Wärme, Fragen der Umwandlung der L eucht­
gasbetriebe in K okereien und ausgedehnte Anwendung 
der Generatoren, Fragen der Verwertung der N eben­
erzeugnisse und andere stehen heute in der Technik im  
Vordergrund des Interesses und greifen vornehm lich auf 
die W irtschaftlichkeit der B etriebe über. Sie zu ent­
scheiden, ja überhaupt sie nur zu verstehen und zu er­
örtern, ist für den lediglich kaufm ännisch oder rechtlich  
ausgebildeten Verwaltungsbeam ten unmöglich, er wird, 
sei er auch auf seinem  Gebiet eine noch so w ertvolle 
K raft, leicht in einen Strudel technischer Verwirrung ge­
zogen, um die W orte des Aufsatzes in etwas veränderter 
Fassung zu gebrauchen. Beispiele auch aus der Erfahrung, 
die gerade hier in Frankfurt in den städtischen Betrieben  
nach dieser Richtung gemacht worden ist, können ohne 
w eiteres gegeben werden.

Es würde daher einen Stillstand und damit auch einen  
Rückschritt der städtischen B etriebe darstellen, wenn ihre 
Leitung nicht in die Hände eines vollausgebildeten Tech­
nikers gelegt würde, von dem natürlich auch ent­
sprechende kaufm ännische und rechtliche Ausbildung und 
genügende Praxis zu verlangen ist. Wir verfügen heute 
über eine größere Anzahl solcher, aus der voran­
strebenden Privatindustrie hervorgegangener Herren, die 
mit der D enkweise des Technikers an die Problem e her­
antreten können und dabei doch nicht den w irtschaftlich­
kaufm ännischen Standpunkt vernachlässigen. Anzustreben  
ist, daß der städtische Betrieb ein M usterwerk der 
Technik werde, das der A llgem einheit dient, und das nur 
hilfsw eise und nebenbei für die Sanierung der städtischen  
Finanzen heranzuziehen ist. Dafür ist aber der Tech­
niker der richtige Mann, der technisch und nicht nur 
allein in Geld denkt wie der Kaufmann. Wir fordern  
daher für diese B etriebe einen aus der Technik hervor­
gegangenen Stadtrat.

®r.*2fng. Kurt W . GEISLER in A lto n a :

A R B E I T S L O S I G K E I T  E I N E  W Ä H R U N G S F R A G E ?

Die Frage der A rbeitslosigkeit steht jetzt erklär­
licherweise im Vordergründe der allgem einen A uf­
m erksam keit. Aber man ist sich weder über die 
Ursache noch über die Abstellungsm öglichkeiten der 

Krisis so recht im klaren. Die W irtschafter neigen über­
wiegend zu der A nsicht, daß eine A b s a t z k r i s i s  vor­
liegt, die ihre tiefere Ursache in der Ü b e r p r o d u k ­
t i o n  hat. D ie Ingenieure hören aus dieser Meinung 
einen Vorwurf gegen sich heraus. Sie glauben, daß man 
sie als Schuldige brandmarken w olle, und so verfallen  
sie auf die Idee, daß gar nicht die Überproduktion  
„schuld'4 sei, sondern die Unterkonsum tion infolge  
falscher V erteilung des Geldes.

Aber niemand denkt w irklich daran, den Ingenieuren  
schuld an der Ü berproduktion zu geben. Sie haben ihre 
Pflicht getan, indem  sie den schwerarbeitenden Menschen 
durch die M ittel der Natur ersetzten. Das war ihr Beruf. 
V ielleicht haben sie ihn nur zu gut versehen: D ie W irt­
schaft hat aber dann versagt, sie verm ochte nach dem

Kriege nichts mit dem Überfluß anzufangen. Das darf 
sie jedoch dem Ingenieur nicht vorwerfen.

Angesichts dieser Tatsachen ist es verwunderlich, 
warum die Ingenieure so ängstlich bestrebt sind, eine  
Schuld von sich abzuwälzen, die sie gar nicht auf sich 
geladen haben, und die ihnen auch niemand nachsagt. 
Oder liegt ein Verschulden darin, wenn, um ein be­
liebiges Beispiel zu nehmen, gegenüber 1855, wo noch  
75 A rbeitsm inuten auf dem Umwege über das Leuchtgas 
zur Erzeugung von 100 H efnerkerzenstunden aufgewendet 
werden mußten, im Jahre 1905 nur noch 6 A rbeits­
minuten dazu gebraucht werden? Oder ist es ein V er­
brechen, wenn die Technik den Menschen h ilft, indem  
sie im Jahre 1860 durch Verbrennung von 1 kg Stein­
kohlen nur 5, hingegen im Jahre 1930 etwa 28 m ensch­
liche (Hand-)Arbeitsstunden ersetzt hat? Daß hin und 
wieder M enschen auf diese W eise an einer Stelle über­
flüssig werden konnten, war klar. Aber das haben ja 
die Techniker von jeher als eines ihrer Ziele hingestellt:
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Sie w ollten dem M enschen lästige A rbeit abnehmen, damit 
er sich anderen Aufgaben widmen kann. Sache der Ge­
sam tw irtschaft war es und wird es im mer w ieder sein, 
derartige A u f g a b e n  z u  s t e l l e n .  Wir wissen es: 
die Technik wird sie restlos lösen.

D ie G esam tw irtschaft mag sich aber davor hüten, A uf­
gaben zu stellen , durch die tatsächlich reichlich v o r ­
h a n d e n e  A rbeitskräfte durch technische Prozesse  
f r e i  w e r d e n .  D ieser K ardinalfehler ist nach dem  
K riege begangen worden. Wird man hingegen vernünf­
tigerw eise nur w irklich f e h l e n d e  A rbeitskräfte durch 
Rationalisierungsm aßnahm en ersetzen, so wird niem als 
eine Krisis entstehen können. E instw eilen hat jedenfalls 
die W irtschaft den technisch - ökonom ischen Gedanken  
überspannt. Sie wird als einziges H eilm ittel v o r l ä u f i g  
die allgem eine Kürzung der A rbeitszeit auf 4 bis 6 
Stunden wohl oder übel in K auf nehm en müssen (die

der V erfasser schon vor Jahresfrist em pfohlen hat, als 
es noch Zeit war), so lange jedenfalls, bis die w i r t ­
s c h a f t l i c h  gerechtfertigten  B edürfnisse genügend ge­
wachsen sind.

Eine Lösung der Krisis auf dieser Basis, die allerdings 
auch nur ein verlustreicher Ausweg ist, braucht nicht 
erst auf die H ilfe von der G eldseite zu warten. Von 
hier kann überhaupt keine H ilfe kom m en. A lles D is­
kutieren  hierüber ist zw ecklos. D ie Einführung von 
H i 1 f s g e 1 d hätte unw eigerlich inflatorische Folgen. 
Eine Festwährung aber ist unm öglich; denn Geld (auch 
das goldfreie) ist stets akkum ulierte A rbeit und als solche 
der M arktwertung unterw orfen. Ü berdies ist die W irt­
schaft auf Geld nicht im  m indesten angew iesen. Sie hat 
ihre eigenen Zahlungsm ittel, w ie der bargeldlose Verkehr 
zeigt, und sie würde sich, wenn es ihr paßt, auch über 
die schönste Festwährung hinw egsetzen.

© ip l.# n f l .  K. F. STEINM ETZ:

D I E  M I T T L E R E  R E I F E

Für die Überfüllung der H öheren Schule macht man 
—  nicht zu U nrecht -—  das vielfach  überspannte 
„Berechtigungsw esen“ verantw ortlich. Man versteht 
darunter, daß in zunehm endem  Maße an die Anwärter  

steigende A nforderungen h insichtlich ihrer schulm äßigen  
Vorbildung gestellt wurden, so daß der Zugang zu der 
Berufslaufbahn von der R eifeprüfung der neunklassigen  
Höheren Schule abhängig gem acht wird, während man 
früher sich m eist mit dem „Einjährigen“ begnügte. In 
Frage kom m en hier im w esentlichen die Laufbahn der 
m ittleren Beam tengruppen, aber auch viele Stellen in der 
W irtschaft. Ist man doch auch in der freien W irtschaft 
—  Industrie, Bankwesen, kaufm ännischen B etrieben ■—- 
vielfach  dazu übergegangen, Lehrlinge nur mit dem  
Abiturium  einzustellen.

Aber man muß doch auch beachten, daß diese Forde­
rung nach Absolvierung der H öheren Schule nicht immer 
eine Ü bersteigerung des „B erechtigungsw esens“ aus —  wie 
oft gesagt wird —  „standespolitischen“ R ücksichten dar­
stellt, sondern daß ihre Ursache woanders liegt. Einmal 
spielt natürlich das über die Nachfrage w eit hinaus­
gehende A ngebot von Nachwuchs für alle B erufslauf­
bahnen eine gew ichtige R olle. Industrie und W irtschaft 
überhaupt haben nie eine bestim m te Vorbildung vor­
geschrieben; aber wenn eine sehr große Auswahl unter 
Bewerbern vorhanden ist, so wird naturgem äß derjenige 
Bewerber im allgem einen den Vorzug haben, der eine 
w eitergehende Vorbildung genossen hat, w eil in ihm  
norm alerw eise mehr M öglichkeiten für die w eitere E nt­
wicklung verm utet werden. Nun sagt man ja so schön, 
daß Zeugnisse nichts aussagen und keinerlei Gewähr 
geben. Das ist richtig, aber schließlich sagen sie eben 
doch etw as mehr aus als keine Zeugnisse; und wenn ein 
Anwärter über die Absolvierung einer H öheren Schule 
ein gutes Zeugnis hat, so wird —  von K enntnissen ab­
gesehen —  im m erhin manches bew iesen, zum w enigsten, 
daß er eine gew isse geistige R eife erlangt hat. Irgendein  
Verfahren muß wohl bei der Auswahl der Bewerber an­
gew endet werden, wenn es nicht -— oder infolge ihrer 
Zahl nicht mehr —  möglich ist, jeden einzelnen persön­
lich zu begutachten. Es dürfte eine Sichtung der B e­
werbungen nach den Zeugnissen im m erhin noch besser, 
gerechter und zutreffender sein als etwa die Beurteilung  
durch den Graphologen, durch den sich leider so viele  
die eigene V erantwortung abzunehmen zu lassen ge­
neigt sind.

Und ein Zw eites, was nicht übersehen werden darf: die 
vielfach  küm m erlichen Bildungsergebnisse der Grund­
schulen und der H öheren Schulen selbst, sowie der 
„B ildungstorso“, der durch den Besuch der unteren sechs

K lassen so mancher H öheren Schulgattung hinterlassen  
wird. Kürzlich wurden Prüfergebnisse bei N eueinstellungen  
von Soldaten der R eichsw ehr in der P resse bekannt­
gegeben; sie waren erschütternd in ihrem Bildungsniveau, 
das die Grundschule ihnen m itgegeben hat. Ä hnlich be­
schäm ende Ergebnisse wurden früher einm al aus Sachsen 
bekannt, bei Aufnahm eprüfungen in der Baugewerkschule. 
D iese Um stände dürften bei der B eurteilung des „B e­
rechtigungsw esens“ auch nicht übersehen werden.

Ein D rittes: die Inflation und die W irtschaftslage in 
D eutschland haben w eiten K reisen des Bürgertum s das 
erarbeitete und ersparte Kapital vern ichtet, das der B e­
rufsfundierung der Kinder früher d iente, und eine N eu ­
bildung von K apital war bislang so gut w ie ausgeschlossen. 
D iese K reise, w elche den m ittleren und höheren B erufen, 
dem H andwerk, Handel und Gewerbe einen guten N ach­
wuchs lieferten , können ihren K indern m aterielle W erte 
nicht hinterlassen. Sie w ollen  v ielfach  deshalb ihren 
Söhnen und Töchtern, auch mit w eitgehenden eigenen 
Opfern, eine bestm ögliche Bildung mit ins L eben geben.

Zw eifellos w erden bei einem  vernünftig  gestalteten  ..Be­
rechtigungsw esen“ manche E ltern leichter geneigt sein, 
das grausame Spiel frühzeitiger abzubrechen, den Jungen 
mühsam durch die Klassen der H öheren Schule hindurch­
zupressen. A llein, m it dem Abbau dieses „Berechtigungs­
w esens“ ist es nicht getan; w irksam  kann eine solche 
Maßnahme nur in V erbindung mit einer verantw ortungs­
bewußten Auslese an der Schule w erden. In der letzt- 
gehannten Hinsicht hat bereits ein Erlaß der U nterrichts­
verw altung in Preußen vorgearbeitet1; notw endig ist, daß 
auch die übrigen Länder in dieser R ichtung vorgehen. 
H insichtlich des „B erechtigungsw esens“ ist nun neuer­
dings eine Vereinbarung der U nterrichtsverw altungen der 
Länder zustande gekom m en, durch die eine gegenseitige 
Anerkennung einer sogenannten „ M i t t l e r e n  R e i f e “ 
geschaffen wurde. D iese „M ittlere R eife“ wird sowohl an 
allgem einbildenden Schulen w ie auch an Fachschulen erzielt 
werden können, und zwar nach folgenden Grundsätzen:

1. Das Zeugnis der M ittleren R eife ist der Nachweis 
des Grades allgem einer Bildung und geistiger R eife, der 
für den E intritt in B erufe oder B erufslaufhahnen der 
M ittleren Stufe des Berufsaufbaues notw endig ist.

2. Für den Erwerb der M ittleren R eife ist grundsätz­
lich ein m indestens zehnjähriger G esam tschullehrgang mit 
V ollunterricht erforderlich, der eine in dem erzielten  
R eifegrade m indestens der anerkannten preußischen  
M ittelschule entsprechende A llgem einbildung verbürgt; an

1 Steinmetz, K. F.: Zum Problem der Auslese an den Höheren 
Schulen. — Technik und Kultur 22 (1931) 54—57
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Stelle der Fremdsprache kann in Fachschulen eine ver­
tiefte Fachbildung treten.

3. Das Zeugnis der M ittleren R eife wird an allgemein  
bildenden öffentlichen Lehranstalten verliehen

a) nach erfolgreichem  Besuch einer auf der Grundschule 
aufgebauten sechsklassigen höheren Lehranstalt oder der 
ersten drei Klassen einer höheren Lehranstalt in A uf­
bauform,

b) nach erfolgreichem  Besuch einer sechsklassigen  
Mittelschule, deren Lehrplan und Lehrkörper die Er­
reichung der in Nr. 2 bezeichneten A llgem einbildung ge­
währleisten,

c) nach erfolgreichem  Besuch einer gehobenen V olks­
schule mit m indestens zehnjährigem Lehrgang, deren 
Lehrplan und Lehrkörper die Erreichung der in Nr. 2 
bezeichneten Allgem einbildung gewährleisten.

4. Das Zeugnis der M ittleren R eife wird innerhalb des 
öffentlichen Fachschulwesens unter den in Nr. 2 ge­
nannten Voraussetzungen verliehen

a) nach erfolgreichem  Besuch einer Fachschule mit 
mindestens dreijährigem Lehrgang, die nach den Grund­
sätzen der Aufhauschule auf die Volksschule aufbaut,

b) nach erfolgreichem  Besuch einer Fachschule mit 
mindestens zweijährigem Lehrgang, die nach Erreichung 
des V olksschulzieles eine m indestens zweijährige prak­
tische Betätigung im Berufsleben voraussetzt.

Das Schlußzeugnis solcher Fachschulen, die als Vor­
bildungsnachweis grundsätzlich die M ittlere R eife voraus­
setzen, verm ittelt die m ittlere R eife für diejenigen  
Schüler, die ausnahmsweise ohne ein Zeugnis der M itt­
leren Reife in diese Schulen aufgenom men sind. Die 
Verleihung des Zeugnisses der M ittleren R eife durch 
Fachschulen, die, bei Erfüllung der A nforderungen unter 
Nr. 2, nicht den unter 4a und b genannten Typen ent­
sprechen, bleibt künftigen Vereinbarungen zwischen Reich  
und Ländern Vorbehalten.

5. Privaten Schulen kann das Recht zur Ausstellung 
des Zeugnisses der M ittleren R eife verliehen werden, 
wenn sie den an gleichartigen öffentlichen Schulen ge­
stellten Anforderungen entsprechen und in diesem Sinne 
staatlich anerkannt sind.

Z U R  F R A G E  D E R  A U S L E S E

äußerte sich M inister Dr. G r i m m e  (Preuß. Ministerium  
für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung) auf einer Ver­
anstaltung des „D eutschen Studentenverbandes“ in Berlin. 
Er bezeichnete (nach Presseberichten) die Ü berfüllung der 
Hochschulen und der Höheren Schulen als eine w irtschaft­
liche Erscheinung; da viele junge M enschen nicht in der 
Wirtschaft Unterkommen könnten, ergreifen sie ein Stu­
dium, und dadurch würden unsere Hochschulen allmäh­
lich zu „Jünglingsbewahranstalten“ . Die stete Anweisung 
an die Höheren Schulen, eine strengste Siebung vorzu­
nehmen, helfe nicht, und in den kleinen Städten sei sie 
kaum auf die Dauer durchzuführen. Sein (des Ministers) 
Plan gehe dahin:

Das A biturientenexam en dürfe nicht mehr als Ein­
gangspforte zur H ochschule betrachtet werden, der 
Schüler müsse vielm ehr während seiner ganzen Schul- 
laufbahn Besonderes in der Richtung seiner späteren  
H ochschulstudien leisten. Daneben müsse allerdings 
die G elegenheit geboten werden, daß dieser Beweis 
auf der Hochschule selbst erbracht werde, da manche 
Begabung sich erst spät entfalte.

Bedeutungsvoll, insbesondere in Hinblick auf den letzten  
Schulerlaß1 des M inisters, erscheint die Erkenntnis, daß 
das Bestehen der heutigen R eifeprüfung allein nicht mehr 
als ausreichend für das Hochschulstudium  anzusehen sei. 
Darauf ist hier w iederholt schon hingewiesen worden; die

1 T e c h n i k  u n d  K u l t u r  2 2  ( 1 9 3 1 )  5 4 -  5 7

6. Die U nterrichtsverwaltungen der Länder teilen  dem 
R eichsm inisterium  des Innern und einander gegenseitig  
die Fachschulen sowie die Bestim m ungen für M ittel­
schulen und gehobene V olksschulen mit, denen sie das 
Recht zur Ausstellung von Zeugnissen der M ittleren R eife  
verliehen haben.

Unverkennbar, daß m it dieser Vereinbarung ein Fort­
schritt erzielt ist, der sich durch verm inderten Andrang 
zu den Höheren Schulen bemerkbar machen kann. Es 
wird Sache der B e r u f s b e r a t u n g  sein müssen, 
diesen Fortschritt auszuwerten. A uf der anderen Seite 
werden die A nstellungsbehörden, das Gewerbe, der 
Handel und die Industrie eine solche „M ittlere R eife“ 
als Ausgangspunkt für eine Anstellung begrüßen, denn 
sie dürfte für die gehobenen praktischen Berufe durch­
aus ausreichend sein.

Und für eine w eitere Entwicklung, für einen A ufstieg  
zu den w issenschaftlichen Berufen ist auch dem Inhaber 
der „M ittleren R eife“ , der ins Berufsleben getreten ist, 
der Weg ja nicht verschlossen und darf auch nicht ver­
schlossen werden. Es sind sicher besonders w ertvolle  
Menschen, die aus innerem Drange selbst weiterbauen.

Aber mit solchen Verwaltungs- und Schulmaßnahmen  
ist es allein nicht getan. Hierzu muß noch etwas anderes 
kommen: die Einstellung der Allgem einheit. Es gilt, das 
A n s e h e n  d e r  B e r u f e  u n d  i h r e r  T r ä g e r  zu 
heben. Ein Beruf, der kein oder geringes Ansehen in 
der A llgem einheit genießt, vermag keine Anziehungskraft 
auszuüben, besonders nicht auf tüchtige K öpfe. Und 
solche sind heute mehr denn je in jedem  Beruf bitter 
notwendig. V ielfach wird gesagt, daß der übermäßige 
Andrang zu den akademischen Berufen auch daher 
komme, weil diese Berufe ein besonderes Ansehen ge­
nießen. Das mag —  aber nur teilw eise —  stimmen. Mehr 
noch aber dürfte der Grund darin zu suchen sein, daß 
das Ansehen der handwerklichen B erufe, der m ittleren  
B erufe usw. ganz unberechtigterw eise gesunken ist. 
Warum dieser Zustand eintrat, hat seine besonderen U r­
sachen, die hier zu untersuchen nicht Raum ist.

Wege aber, die nun zu einer besseren A uslese an der 
Schwelle der Hochschule beschritten werden können, sind 
strittig. Wenn der Minister davon spricht, daß ein Schüler 
bereits während seiner ganzen Schulzeit Besonderes in 
der R i c h t u n g  s e i n e r  s p ä t e r e n  H o c h s c h u l ­
s t u d i e n  geleistet haben soll, um zum Studium nor­
m alerweise zugelassen zu werden, so dürfen gegen eine 
solche Regelung doch wohl erhebliche B edenken vor­
handen sein. Wird hier nicht der Vorwurf gemacht 
werden können, daß es so zu einer Art „ P l a n w i r t ­
s c h a f t “ kommen kann, daß aber vor allem der Selbst­
bestimmung und der Selbstverantwortung Abbruch getan 
wird? Andererseits hört man vielfach Stimmen, die dar­
auf hinw eisen, daß doch früher der von den höheren  
Schulen gekomm ene Studentennachwuchs durchschnittlich  
genügte, so daß wohl der Schluß berechtigt sei, daß es 
an den Höheren Schulen liegen müsse, und daß vor allem  
hier der Hebel angesetzt werden müßte. Schließlich ist 
nicht recht einzusehen, warum eine strengste Siebung an 
den Höheren Schulen auf die Dauer nicht durchführbar 
sein soll. Ist aber tatsächlich —  und nach den W orten  
des M inisters muß dies wohl der Fall sein —  von den 
Höheren Schulen in dieser Richtung nichts Entscheidendes 
zu erhoffen, so wäre logisch, die R eifeprüfung überhaupt 
auszuschalten, und an ihre Stelle etwas anderes zu setzen. 
Zumal ja auch der M inister von einem „ B e w e i s  a u f  
d e r  H o c h s c h u l e  selbst4'4 spricht.

Jedenfalls drängt das Problem  nach einer Lösung; 
reichlich spät ist es ja schon geworden.

S i p l . * 3 n g .  K .  F r i e d r i c h .
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D I E  K A R D I N A L F R A G E

Die Angaben über die Zahl der A bsolventen der deut­
schen T echnischen Hochschulen, die dauernd stellen ­
los bleiben, schwanken zwar, aber man greift nicht 
w eit daneben, wenn man mit 50%  rechnet. Dabei ist 

wohl zu beachten, daß von der anderen H älfte ein erheb­
licher Teil nicht in ausgesprochene A nfangsstellungen für 
eine Ingenieurlaufbahn kom m t; v iele junge D iplom ­
ingenieure treten  in Stellungen ein, die sehr untergeord­
neter Natur sind und —  was das Entscheidende ist —  
keinerlei Aussicht auf einen A ufstieg bieten; viele junge 
D iplom  - Ingenieure gehen in andere „B erufe“ über, 
worunter sich meist nur eine A ushilfsbeschäftigung, 
irgendeine manuelle T ätigkeit verbirgt, aus der sie wohl 
nur ein besonderer Glückszufall loslösen kann. Zeit-, 
Geld- und Energieaufwand für die Absolvierung der 
Höheren Schule und das Studium an der H ochschule 
sind so gut wie ganz nutzlos vertan. Ganz abgesehen  
davon, daß so eine wachsende Zahl von innerlich zer­
rissenen und stets unbefriedigt bleibenden M enschen er­
zeugt wird, die sich selbst als „gescheiterte E xistenzen“ 
empfinden.

D ie heutige schwere w irtschaftliche N otzeit allein für 
diesen Zustand verantw ortlich zu machen, ist abwegig. 
Selbst bei einer Behebung dieses U m standes, bei einer  
starken Belebung unserer Industrie ist für die w eit den 
Bedarf übersteigende Zahl der H ochschulabsolventen kein  
Platz. Mit dieser Tatsache muß gerechnet werden.

Vor dem K riege hatten die deutschen Technischen  
H ochschulen eine nur wenig schwankende Gesamtzahl 
an Studierenden. Sie betrug etwa die H älfte der heutigen  
Studierendenzahl. N iem and kann behaupten, daß vor 
dem Kriege ein Mangel an Diplom -Ingenieuren vorhanden  
gew esen sei. Und wenn man berücksichtigt, daß in der 
Zwischenzeit sich neue A rbeitsgebiete für technische  
A kadem iker erschlossen haben, daß aber andererseits der 
Gesam tarbeitsraum  sich verengt hat, so wird man zu dem  
Schlüsse geführt, daß heute und für absehbare Zeit eine 
Gesam tzahl von etw a 15 000 an Studierenden vollauf ge­
nügen würde, nicht nur um den „B edarf“ zu decken, 
sondern darüber hinaus eine b illigerw eise aus Auswahl­
notw endigkeit zuzugestehende R eserve zu haben.

50%  Studierende sind an den Technischen Hochschulen  
zuviel vorhanden. Und von H ochschulseite wurde kürz­
lich gesagt, daß sicher die H älfte der heutigen Studie­
renden ihrer ganzen Veranlagung und ihren Fähigkeiten  
nach nicht an die H ochschule gehören, sich nicht für 
ein w issenschaftliches Studium eignen, sondern mehr 
praktisch gerichteten Berufen zugeführt w erden sollten.

Hier offenbart sich die K a r d i n a l f r a g e .  V iel 
wurde und wird geredet um die H ochschulreform . Jede 
H ochschulreform  wird wirkungslos bleiben müssen, wenn 
der Zustrom  zur Hochschule nicht abgedämmt werden  
kann; jede H ochschulreform  wird von dem Übermaß an 
Studierenden verschüttet werden. W eil dieses Übermaß 
im mer eine starke Zahl an Studierenden birgt, die nicht 
aus innerem  Drange zur W issenschaft zur Hochschule 
kom m en, w eil mit dem Übermaß eine breite M ittelm äßig­
keit einhergeht, die das Niveau der Hochschule immer 
w ieder mindert.

Darüber herrscht kein Streit, daß unsere Hochschulen  
einer Reform  bedürfen. Am Anfang jeder Reform  aber 
steht die Lösung der K ardinalfrage: die Abschaltung des 
Ü berm aßes an Nachwuchs. Man hat verschiedene V or­
schläge zur Lösung dieser Frage gehört, auch von einem  
Num erus clausus war die Rede. K ein Vorschlag hat B e­
rechtigung, der nicht von dem Problem  der A u s l e s e  
ausgeht, und damit in Verbindung setzt das an der H och­
schule zu erreichende Z i e l ,  an dem die Anforderungen  
gem essen w erden müssen, w elche an den Studenten­
nachwuchs zu stellen  sind.

Die Entw icklung der industriellen T echnik, der Stand 
der technischen W issenschaften und die E ntw icklung des 
höheren technischen Fachschulw esens sind m aßgebend für 
die Zielsetzung der Technischen H ochschulen. Das ist 
sicher, und darin herrscht —  so w eit zu sehen ist —  
Ü bereinstim m ung, eine starke w issenschaftliche Ver­
tiefung muß im Vordergrund stehen. H inter sie hat die 
spezialistische Fachbildung zurückzutreten. D am it ist 
auch die Richtung gezeigt, nach der die A uslese zu er­
folgen hat: die B efähigung zur w issenschaftlichen Tätig­
keit in Verbindung mit besonderer m athem atischer und 
physikalischer Begabung.

Daß die heutige R eifeprüfung der H öheren Schulen die 
K ardinalfrage: die A uslese derer, die für ein erfolg­
reiches H ochschulstudium  in Frage kom m en, nicht löst 
—  und vielleicht auch nicht lösen kann •—■, dürfte nicht 
bezw eifelt werden. H ier ist einzusetzen, und alle Er­
örterungen um die H ochschulreform  sollten sich um 
diesen Punkt zunächst drehen. V ielleicht sind alle bis­
herigen Bem ühungen um die H ochschulreform  so wenig 
fruchtbar geblieben, w eil sie zu sehr die E inzelheiten  der 
Art des Studiums, der Lehrpläne usw. um faßten und zu­
wenig klar umrissen das neue Ziel des Hochschulstudium s 
aufstellten . Und dann von diesem  Ziel ausgehend die 
A nforderungen kennzeichneten , die um des Z ieles willen 
an den künftigen  Studenten gestellt w erden m üssen.

A uf diese A ufgabe, auf die Lösung dieser K ardinal­
frage sollten sich alle K reise, die daran interessiert sind, 
einstellen , und in gem einsam er A rbeit wird auch eine 
Lösung gefunden werden. Dann würde die zw eite Frage: 
die Gestaltung des H ochschulstudium s, für die wohl ver­
schiedene Lösungen m öglich sind, rascher und auch 
leichter eine befriedigende A ntw ort finden.

K. F. S t e i n m e t z .

D Ä M M E R U N G ?

,, . . . D ie R eparationsfrage, bisher —  und teilw eise  
leider noch —  eine em inent w ichtige parteipolitische  
Frage, wächst über das P arteipolitische hinaus, muß dar­
über hinauswachsen und zur überparteilichen Frage, zur 
Frage des ganzen V olkes werden. Anders wird sich keine 
Lösung finden können, die zur w irklichen Befriedung  
führt, die die Störquellen der K risen in den W irtschaften 
aller Länder beseitigt . .

Seit diese Sätze gedruckt w urden1, sind sieben Monate 
verflossen, in denen grundsätzliche M aßnahmen nicht ge­
troffen  wurden, um uns aus dem Elend herauszuführen; 
man hat da und dort an den Folgeerscheinungen unseres 
tiefsitzenden Ü bels herum kuriert, hat da und dort ver­
sucht, E inzelnöte zu m ildern. E rreicht wurde nur, daß 
wir tiefer in das Elend hineintrieben, die Zahl der 
arbeitslosen M enschen ist gestiegen, und es ist kein Ab­
sehen, daß eine W endung ein tritt. So w eit ist man heute 
schon gekom m en, daß man mit R esignation festste llt , daß 
wir durch das Jahr 1931 m it einer Zahl von A rbeitslosen  
zwischen vier und fünf M illionen hindurchgehen müssen, 
nicht gerechnet die M illionen „K urzarbeiter“ . K eine W en­
dung zum B esseren, kein  „S ilberstreifen“ wird am H ori­
zont des deutschen V olkes aufleuchten, wenn man nicht 
an die „R eparationsfrage“ mit allem  E rnste herangeht. 
Hier handelt es sich nicht bloß um die Zahlung der 
M illiarden, die der deutschen W irtschaft entzogen werden, 
nicht bloß um die Steigerung dieser Lasten in folge des 
Steigens des G oldpreises; hier handelt es sich besonders um 
die Störung aller W irtschaften einschließlich des zw ischen­
staatlichen A ustausches. Doch noch ist diese Grundfrage 
nicht über das P arteipolitische hinausgewachsen, noch ist 
sie nicht zur Frage des ganzen V olkes gew orden, in der 
sich alle Parteien , alle W eltanschauungen finden.

1 Steinmetz, K. F.: Brennende Fragen. — Technik und 
Kultur 21 (1930) 183—185
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Dämmert es? A uf der Reichsbank-Hauptversammlung 
hat jüngst der Reichsbankpräsident Dr. L u t h e r  zwar 
vorsichtig, aber doch das Problem  angeschnitten. Er legte
u. a. dar, daß die Beschaffung der D evisen für die Zahlung 
der Young-Raten (für „politische Z wecke“ drückte sich 
Dr. Luther aus; warum diese Umschreibung?) nur durch 
außerordentliche Umstände möglich gew esen sei, mit 
deren W iederkehr im laufenden Jahre nicht gerechnet 
werden könne!

Es muß einm al klar ausgesprochen werden, daß wir 
bisher aus eigenem  Gewinn so gut wie keine R eparations­
zahlungen geleistet haben, daß diese Zahlungen durch 
Ausländsanleihen erfolgten, durch die unsere w irtschaft­
liche Lage ständig erschwert wurde. W ie sollen wir auch

L A P IC ID A :
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In einer Rede in Luxemburg führte Dr. L u t h e r  kürz­

lich über Druck der „ R e p a r a t i o n e n “ auf das 
deutsche Volk aus, daß die Ansicht im Auslande: —  die 
„Reparationen“ von jährlich 2 M illiarden RM betragen  
nur rund 7 % der öffentlichen Ausgaben Deutschlands, 
sie könnten deshalb nicht so schwer ins Gewicht fallen —- 
irrig sei, da es etwas ganz anderes ist, ob eine Zahlung 
an andere Volksw irtschaften ohne Gegenleistung bewirkt 
wird, oder ob eine Zahlung innerhalb einer V olksw irt­
schaft bleibt. Auch der V ergleich etwa mit Groß­
britannien hinsichtlich der steuerlichen Belastung des 
Volkes gehe von falschen Voraussetzungen aus. Denn in 
Deutschland ist die Schicht der großen Einkomm en erheb­
lich dünner. Der Ertrag an Einkom m ensteuer in Groß­
britannien rührt zu 70% von Einkomm en über 50000  RM 
her, in Deutschland werden von dieser Schicht nur 20%  
aufgebracht. In Großbritannien bleibt ein Steuerpflich­
tiger (verheiratet, 2 Kinder) mit einem  A rbeitseinkom m en  
von 8040 RM einkom m ensteuerfrei, in Deutschland zahlt 
er rund 450 RM Einkom m ensteuer. In den Vereinigten  
Staaten bleibt ein solcher Steuerpflichtiger von der Ein­
kommensteuer bis zu einem  Einkomm en von 18 000 RM 
befreit! Man kann also nicht, wie dies bei Vergleichen  
so gern geschieht, die direkte Steuerlast einfach je Kopf 
der Bevölkerung rechnen und diesen D urchschnittssatz in 
Vergleich stellen.

47
Der Landesbezirk Brandenburg des Bundes Deutscher 

Architekten veranstaltete einen Empfangsabend, bei dem  
der Stadtbaurat von Berlin, Martin W a g n e r ,
über das Thema „Das Bauwesen im neuen Gesetz Groß- 
Berlin“ sprach.

Der Vortragende forderte bei der N euregelung der 
Groß-Berliner Verwaltung die Schaffung eines technischen  
Bürgermeisters, unter dessen Leitung das gesam te Bau­
wesen in allen seinen D isziplinen vereinigt werden müßte. 
Diesem technischen Bürgerm eister als Regisseur und D iri­
gent des ganzen Bauwesens müßten befähigte Beamte 
für jedes Spezialfach zur Seite gestellt werden. Ü ber­
haupt müßte die ganze Bauverwaltung einschließlich Bau­

V O N  U N S E R E N  H O C H S C H U L E N

T H  Berlin: Bergrat Dr. phil. T ü b b e n , o. Professor  
an der Abteilung für Bergbau, wurde zum Rektor für die 
Amtszeit vom 1. Juli 1931 bis Ende Juni 1932 gewählt. 
Die feierliche R ektorats-Übergabe findet am 1. Juli im 
Ehrenhofe der TH statt. Der neue Rektor hält seine 
Rede über die „Bedeutung und Probleme der U nfall­
verhütung und des R ettungsw esens im Bergbau“.

BA Clausthal: T>r.«3ng. Max P a s c h k e ,  o. Professor 
des Eisenhüttenw esens, wurde zum Rektor für die A m ts­
zeit 1931— 33 gewählt.

Milliarden aus unserer W irtschaft herausziehen können, 
wenn diese W irtschaft mit der schweren K ette von vier 
bis fünf M illionen A rbeitslosen belastet ist? Wenn 
andererseits das Ausland unsere Erzeugnisse, mit denen 
wir allein zahlen können, nicht nehm en w ill, und sich 
durch unübersteigbare Zollmauern gegen die Einfuhr 
schützt?

Zweifellos sind auch im Ausland die Stim m en ge­
wachsen, die in der Reparationsfrage d a s  Übel sehen  
und einer vernünftigen Regelung das W ort reden. 
Dämmert es auch hier? Sicher sind Fortschritte zu ver­
zeichnen; aber es ist fünf Minuten vor zwölf! W enn das 
Licht der Erkenntnis nicht bald aufgeht, wird es für das 
deutsche Volk zu spät sein. S tpt.^ ng. K. F r i e d r i c h .

polizei moderner, beweglicher organisiert werden und 
sich mehr auf die Bedürfnisse des Publikums einstellen. 
Der Vortragende sowohl als auch der K orreferent A rchi­
tekt Baurat A 1 t m a n n warnten vor halben Maßnahmen, 
damit nicht das alte Schicksal Berlins: „Groß sein und 
klein regiert w erden“, wiederum seine Entwicklung für 
Jahrzehnte hinaus vernichte.

Es war interessant, daß beide Redner sich gegen die 
Herrschaft des Parteibuches und der Cliquen wandten, 
eine pikante Gegenüberstellung zu den Vorgängen, die 
zu der Wahl des Vortragenden, des jetzigen Stadtbaurates 
von Berlin, führten.

48
Die Ü b e r f ü l l u n g  d e r  d e u t s c h e n  H o c h ­

s c h u l e n  ist zw eifellos eine Auslesefrage. Daß die 
(gemäß den Aufnahm ebestim m ungen der Hochschulen) im 
wesentlichen von den Höheren Schulen vorzunehmende 
A uslese (durch die Reifeprüfung) ungenügend ist, dürfte 
kein Geheimnis sein. Aber einen mehr als beschämenden 
Beweis für die M inderleistung der Höheren Schulen bzw. 
für verm inderte Anforderungen an die R eifeprüfung  
liefert eine Bekanntmachung am Schwarzen B rett der 
Universität Breslau, deren W ortlaut wir „Staat und 
Technik“ 7 (1931) 74 (Juniheft 1931) entnehm en:

„Schon mehrfach ist von der Dozentenschaft, aber 
auch von der Universität untergeordneten Stellen B e­
schwerde darüber geführt worden, daß Eingaben von 
seiten der Herren Studierenden nicht nur häufiger nach­
lässig abgefaßt und geschrieben, sondern offenbar vor 
Einreichung nicht noch einmal durchgelesen sind. Auch  
grobe Fehler der Rechtschreibung usw. waren keine  
Seltenheiten. Bedenkt man, daß jeder junge Handlungs­
gehilfe mit einem derartigen Gesuch abgelehnt würde, 
so erscheint es um so notwendiger, daß die Studenten­
schaft bei Anträgen und Gesuchen auf diese D inge pein ­
lich achtet, die ihr doch im späteren Leben bedeutungs­
voll sein werden. Gesuche, die nach der genannten Rich­
tung hin stärkere Bedenken erregen, werden künftig, 
wie ich aus Anlaß einiger besonderer Fälle hierm it be­
stim m te, zurückgegeben werden.“

Im M etallographischen Institut wird vom 17. bis
29. August unter Leitung von Professor Dr. Merz ein
„M etallographischer Ferienkurs“ abgehalten. Anm eldungen  
sind an das Institut nach Clausthal-Zellerfeld 1 zu richten.

TH Darmstadt: Professor Dr. W ilhelm S c h l i n k
wurde von der Theologischen Fakultät der U niversität 
Greifswald zum Ehren-Doktor ernannt.

TH Dresden: D ie Privat-D ozenten der Chemie,
Dr. R. L o r e n z  und Dr. W. G i e r i s c h , in der „A b­
teilung Forstliche Hochschule Tharandt“ der TH Dresden  
wurden zu nichtplanmäßigen außerordentlichen P rofes­
soren dieser A bteilung ernannt.

Z E I T S P I E G E L
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TH H annover: Geh. Reg.-Rat Ludwig K l e i n ,  o. P ro­
fessor für das L ehrgebiet Förderanlagen, H ebezeuge und 
Pumpen usw., wurde zum R ektor für die A m tszeit vom
1. Juli 1931 bis zum 30. Juni 1933 gewählt.

TH Karlsruhe: ®r.*3*t9- K Conrad M a t s c h o ß ,  
H onorar-Professor an der TH Berlin, wurde zum Ehren­
bürger der TH Stuttgart ernannt.

W illy S t e i d i n g e r ,  o. Professor für th eo­
retische E lektrotechnik, verunglückte beim  Zusamm en­
stoß zw eier Flugzeuge tödlich.

TH München: Professor Dr. Friedrich B o a s  wurde 
als, ordentlicher Professor auf den neuerrichteten  Lehr­
stuhl für Botanik berufen.

DTH Prag: Ing ^Otto H l a u s c h e k ,  Professor für 
M echanische T echnologie und Fabrikbetrieb, wurde für 
die A m tszeit 1931/32 zum R ektor gewählt.

TH Stuttgart: Dr. M. F r a n k, A ssistent am Geologisch- 
M ineralogischen Institut, habilitierte sich für das Lehr­
gebiet G eologie. Priv.-Doz. A potheker Dr. R o h m a n n  
erhielt einen Lehrauftrag für pharm azeutische Chemie 
und Toxikologie.

TH W ien: Dr. H. H i 1 1 e r habilitierte sich als Privat­
dozent für T echnologie der festen  Brennstoffe.

L I T E  R A T  U R
Matschoß, Conrad, und Schlesinger, Georg: D ie Ge­

schichte der Ludw. Loewe & Co. A ctiengesellschaft, Berlin. 
60 Jahre Edelarbeit 1869 bis 1929. Herausgegeben zum  
60jährigen Jubiläum der Firma von der G e s e l l -  
s c h a f t f ü r E l e k t r i s c h e U n t e r n e h m u n g e n -  
L u d w .  L o e w e  & Co .  A k t i e n g e s e l l s c h a f t .  —  
Berlin: VDI-Verlag G. m. b. H. 1930. VIII, 212 S., 155 Abb., 
10 Bildnis-Tafeln. 4°. Leinenband 15,—  RM.

D ie Schw ierigkeiten der ersten N achkriegsjahre ver- 
anlaßten die Ludw. Loewe AG., bei ihrem  50jährigen Ju­
biläum von der Herausgabe einer D enkschrift abzusehen. 
Um nicht die M öglichkeit zu verlieren, die G eschichte 
der G esellschaft lückenlos darzustellen, wurde diese 
A rbeit zum 60jährigen Jubiläum der Firma nachgeholt.

D ie F estschrift gliedert sich in zw ei T eile, die eigent­
liche F i r m e n g e s c h i c h t e  und eine B e s c h r e i ­
b u n g  d e r  t e c h n i s c h e n  E n t w i c k l u n g  d e r  F i r ma .

Im ersten T eil schildert der V erfasser P rofessor £>r.= 
3*tg. 6 .  i>. ® ipl.*3n9- C. M a t s c h o ß ,  w ie Ludwig 
L o e w e ,  angeregt durch die am erikanische Fabrikations­
w eise, eine Fabrik zur H erstellung von N ähm aschinen im 
A ustauschbau gründete, w ie er bem üht war, seine H er­
stellungsverfahren auf andere G egenstände anzuwenden, 
zur W affenfabrikation überging, um schließlich seine 
W erkzeugm aschinen, die er zunächst für den eigenen B e­
trieb konstruiert hatte, für den V erkauf herzustellen.

Über die technische Entw icklung der Fabriken be­
richtet Professor 35r.*3tt9- £ - f). G. S c h l e s i n g e r ,  der 
lange Zeit M itarbeiter der Firma Ludw. Loewe war. Der 
V erfasser beschränkt sich nicht auf die Schilderung der 
technischen A nlagen in den verschiedenen E ntw icklungs­
stu fen  der G esellschaft, auch die im Lande der Zeit 
w echselnde A rt des Rechnungswesens, die verschiedenen  
Lohnarten und die sozialen E inrichtungen finden ihre 
W ürdigung.

F estschriften  halten die E ntw icklungsgeschichte einer 
einzelnen Firma fest und finden deshalb in der R egel nur 
in einem  kleinen  L eserkreis W iderhall. D ie Geschichte 
der Firma Loewe dagegen hat nicht nur B edeutung für 
die an ihrem Ergehen unm ittelbar Interessierten , sondern  
für den gesam ten W erkzeugm aschinenbau und darüber 
hinaus für das ganze Gebiet des M aschinenbaues. Kz.

S C H W A R Z E S  B R E T T

D r i n g e n d e  W a r n u n g ! BV Karlsruhe
Ein a n g e b l i c h e r  D i p l o m -  I n g e n i e u r  

K a r l  O c h s  
bezeichnet sich als V erbandsm itglied und ver­
sucht, D arlehen zu erschwindeln. Zuletzt hat er 
in Mannheim, Frankfurt a. M. und Köln solche 
Versuche unternom m en. Er ist abzuweisen, seine 

Angaben sind erfunden!

Verbands-Abende: 1. D onnerstag im M onat, 20.30  
Uhr, im  Rothausbräu („D eutscher H of“), Erb­

prinzenstraße 42, Ecke K arlstraße. 
Gesellige Zusam m enkünfte: jeden 2. und 4. Freitag 
im Monat, 20 Uhr, im  K eglerheim , K aiserallee 13. 
Gäste sind zu den Verbands-Abenden und den 
geselligen Zusam m enkünften jederzeit eingeladen.

BV Bochum
BV Kassel

Zusam m enkünfte: 2. D onnerstag im M onat; keine  
besonderen Einladungen mehr, sondern B ekannt­
gabe aller M itteilungen in den am A nfang des

G esellige Zusam m enkunft: jeden 2. M ittwoch im 
M onat, 20 Uhr, Parkhotel „Haus R echen“.

BV Breslau Monats erscheinenden „Grünen M itteilungen“

Stam m tisch - Abende: jeden M ittwoch in der 
„H aase-G aststätte“ am Tauentzien-Platz BV W uppertal

( =  BV Barm en-Elberfeld)
G esellige Zusam m enkunft: jeden Freitag, 20.30  

Uhr, E lberfeld , H otel „V ier Jahreszeiten“. 
Ortsgruppe Hagen: gesellige Zusam m enkunft jeden  

M ittwoch, 20 Uhr, H otel „P reußenhof“.

BV Düsseldorf 
M itglieder-Versam m lung: jeden 2. M ittwoch im 

Monat, 20.30 Uhr, im „W ittelsbacher H of“ . 
Stam m tisch: jeden 3. D ienstag im Monat, 20.30  

Uhr, im „W ittelsbacher H of“ .

Rußland
D iplom -Ingenieure, die m it Rußland w egen Stellung  
in V erbindung treten, dürfen keinen  V ertrag ab­
schließen ohne vorherige Beratung durch den i 

Verband (auch die B \  sind dazu in der Lage)

V erein deutscher Ingenieure 
7 0. H a u p t v e r s a m m l u n g  

Köln
2 6. b i s  2 9. J u n i  1 9 3 1


